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1 Grundlagen der Verfahrensdurchfihrung

1.1 Rechtliche Grundlagen

Das Verfahren zur Anderung des Bebauungsplans wird auf der Grundlage der folgenden
Gesetze und Verordnungen durchgefihrt:

e Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004
(BGBI. I S. 2414), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Starkung der Innen-
entwicklung in den Stadten und Gemeinden und weiteren Fortentwicklung des Stadtebau-
rechts vom 11. Juni 2013 (BGBI. | S. 1548),

e Verordnung Uber die bauliche Nutzung der Grundsticke - Baunutzungsverordnung
(BauNVO) in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBI. | S. 132), zuletzt geandert durch
Artikel 2 des Gesetzes zur Starkung der Innenentwicklung in den Stadten und Gemeinden
und weiteren Fortentwicklung des Stadtebaurechts vom 11. Juni 2013 (BGBI. | S. 1551),

e Planzeichenverordnung (PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 | S. 58), zuletzt
geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBI. | S. 1509).

1.2 Raumlicher Geltungsbereich

Das im Norden durch die SchulstraRe und im Sidwesten durch den Tremmener Weg er-
schlossene Bebauungsplangebiet wird gegenwartig landwirtschaftlich genutzt und ist auf
mehreren Seiten von vorhandener Bebauung umgeben.

Ein 20 m tiefer Streifen entlang der SchulstraRe befindet sich im Bereich der rechtskraftigen
Innenbereichs- und Abrundungssatzung der ehemals selbstédndigen Gemeinde Wachow.

Das Plangebiet umfasst das Flurstiick 132/4 der Flur 6 Gemarkung Wachow und besitzt eine
Grol3e von ca. 9.646 m2,

1.3 Verfahrensdurchfihrung nach § 13a BauGB

Fur das Vorhaben sind die Voraussetzungen des § 13a BauGB zur Durchfiihrung beschleu-
nigten Verfahrens ohne Durchfiihrung einer Umweltpriifung nach § 2a Abs. 4 BauGB erfillt.

Wichtige Besonderheiten dieser Verfahrensform sind:

- es wird von der frilhzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit und der Behérden abgese-
hen;

- es wird von der Umweltprufung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach
§ 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umwelt-
bezogener Informationen verfiigbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erkla-
rung nach 8 6 Abs. 5 Satz 3 und 8§ 10 Abs. 4 BauGB abgesehen und 8§ 4c BauGB
nicht angewendet;

- die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung entfallt, da durch das geplante Vorhaben
eine Grundflache von 20.000 m2 nicht Uberschritten wird (Grenzwert gemalR § 13a
Abs.1 Satz 2 Nr. 1 BauGB).

Der Wegfall der Verpflichtung zur Umweltprifung und zur naturschutzrechtlichen Eingriffsre-
gelung fuhrt nicht dazu, dass die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB
in der Planung und Abwagung unbericksichtigt bleiben. Grinordnerische Festsetzungen
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kénnen zum Beispiel aus Griinden der Gestaltung des Ortsbildes oder zur Gewahrleistung
der Einbindung des Vorhabens in die naturrdumliche Situation erforderlich werden.

Unberihrt von den Besonderheiten des 8§ 13a sind die Vorschriften des Bundesnaturschutz-
gesetzes (BNatSchG) / Brandenburgischen Naturschutzausfilhrungsgesetzes (BbgNatSch
AG) und der EU-Normen zum Artenschutz zu beachten. In Planverfahren nach § 13a BauGB
ist daher zu Beginn zu prifen, ob Verdachtsmomente bestehen, dass bei Verwirklichung der
Bebauungsplanung ein Versto3 gegen ein Verbot nach § 44 Abs. 1 BNatSchG vorliegen
kénnte. Nur wenn sich dafir keine Anhaltspunkte ergeben, ist die Gemeinde weder baupla-
nungsrechtlich noch artenschutzrechtlich verpflichtet, weitere Ermittlungen anzustellen.

1.4 Planungsablauf

Die Stadt Nauen hat zu der Planungsabsicht, die Flache des ehemaligen Festplatzes im
Ortsteil Wachow zu einem Wohnstandort zu entwickeln, folgende Vorabstimmungen gefihrt:

Mit Schreiben vom 14.09.2012 wurde bei der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung Ber-
lin-Brandenburg eine Anfrage nach der Vereinbarkeit der Planungsabsicht mit den Zielen,
Grundséatzen und sonstigen Erfordernissen der Raumordnung gestellt. Mit Antwort vom
01.10.2012 hat die Gemeinsame Landesplanungsabteilung erklart, dass Ziele der Raumord-
nung der Entwicklung einer Wohnsiedlungsflache nicht entgegenstehen.

Mit dem Planungsamt des Landkreises Havelland wurde abgestimmt, dass das Planverfah-
ren auf der Grundlage von § 13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) durchge-
fuhrt werden kann und eine Anderung des FNP der Stadt Nauen im Parallelverfahren nicht
erforderlich ist.

Die Stadtverordnetenversammlung Nauen hat daraufhin in ihrer Sitzung am 29.04.2013 die
Aufstellung des Bebauungsplans ,Ehemaliger Festplatz* im OT Wachow und die Durchfiih-
rung des Verfahrens nach § 13a BauGB beschlossen.

Auf der Sitzung am 02.12.2013 hat die Stadtverordnetenversammlung Nauen den Entwurf
des Bebauungsplans beschlossen und zur Durchfihrung der Offentlichkeits- und Behorden-
beteiligung geman 88 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13a BauGB bestimmt.

Die Offentlichkeit wurde in der Zeit vom 06.01. bis 20.01.2014 gemaR § 13a Abs. 3 Nr. 2
BauGB uber die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen der
Planung unterrichtet. In der Bekanntmachung Uber die Unterrichtung der Offentlichkeit wurde
darauf hingewiesen, dass die Aufstellung des Bebauungsplans im beschleunigten Verfahren
nach 8§ 13a BauGB ohne Durchfiihrung einer Umweltprifung nach § 2 Abs. 4 BauGB erfolgt
und eine friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit und der Beh6érden gemal § 13a Abs. 2 Nr.
1i.V.m. 8 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB nicht durchgefiihrt wird.

Im Rahmen der Unterrichtung der Offentlichkeit sind keine AuRRerungen eingegangen oder
zur Niederschrift gegeben worden. Ein Erfordernis, wahrend des Unterrichtungszeitraums
seitens der Offentlichkeit geduRerte Anregungen und Hinweise bei der weiteren Planung zu
beriicksichtigen, bestand daher nicht.

Die Planunterlagen lagen danach gemall § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 27.01. bis
27.02.2014 offentlich aus.
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Die Behorden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange wurden gemal3 8§ 4 Abs. 2 BauGB
zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert.

Alle Einwendungen wurden nach Abschluss der durchgefiihrten Beteiligungsverfahren aus-
gewertet und zur Abwéagung vorgelegt. Aus der Offentlichkeits- und Behdrdenbeteiligung er-
gaben sich keine wesentlichen Plananderungen, sodass die Durchfiihrung eines erneuten
Beteiligungsverfahrens nicht erforderlich war.

Auf der Sitzung am ............. hat die Stadtverordnetenversammlung Nauen den Abwaé-
gungs- und Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan ,Ehemaliger Festplatz* OT Wachow ge-
fasst.

Mit offentlicher Bekanntmachung im Amtsblatt Stadt Nauen tritt der Bebauungsplan in Kraft.

2 Anlass der Planung

2.1 Planungsgegenstand

Die Stadt Nauen beabsichtigt, mit einem Vorhabentrager die Flache des ehemaligen Fest-
platzes im Ortsteil Wachow zu einem Wohnstandort zu entwickeln.

Das Plangebiet soll als Allgemeines Wohngebiet (8 4 BauNVO) festgesetzt werden. Es ist
die Parzellierung fur Einfamilienhausgrundstiicke in ortstypischer GroRe vorgesehen. Aus-
nahmen nach 8§ 4 Abs. 3 BauNVO sollen nicht zugelassen werden.

Das Plangebiet wird gegenwartig landwirtschaftlich genutzt. Entlang der Schulstral3e befindet
sich ein 20 m tiefer Streifen des Plangebietes im Bereich der rechtskraftigen Innenbereichs-
und Abrundungssatzung der ehemals selbstédndigen Gemeinde Wachow.

2.2 Planungsnotwendigkeit

Gemal 81, Abs. 3 BauGB ist die Gemeinde verpflichtet, "... Bauleitplane aufzustellen, so-
bald und soweit es fur die stadtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist.”

Im Rahmen der vorbereitenden Bauleitplanung ist die Stadt Nauen dieser Forderung durch
die Aufstellung eines Flachennutzungsplans nachgekommen.

Auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung galt fur einen 20 m tiefen Streifen entlang
der SchulstralRe bisher noch die Innenbereichs- und Abrundungssatzung der ehemaligen
Gemeinde Wachow. Fir den restlichen Teil des Plangebietes bestanden bisher keine Rege-
lungen der verbindlichen Bauleitplanung.

Da das Plangebiet bisher unbebaut ist und Baugenehmigungen nicht auf der Grundlage von
§ 34 BauGB erteilt werden kdnnen, war zur Sicherung der stadtebaulichen Ordnung im Be-
reich des Plangebiets die Aufstellung eines Bebauungsplans zwingend erforderlich. Im Rah-
men der Aufstellung des Bebauungsplans sollten insbesondere folgende Planinhalte neu ge-
regelt werden:

e Bestimmung der zuléassigen Art der Nutzungen (Geb&udenutzungen und Freianlagen);

e Bestimmung des zulassigen Umfanges und Charakters der baulichen Nutzung (Abgren-
zung zwischen Uberbaubaren und nicht Gberbaubaren Flachen, MalR der baulichen Nut-
zung, Bauweise, Zuldssigkeit von Nebenanlagen);
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e Gestaltung der nicht tberbaubaren Grundsticksflachen;
e Berucksichtigung der Auswirkungen der Planung auf den umgebenden Siedlungs- und
Landschaftsraum.

Bei der Planung waren die Bindungen der ubergeordneten Planungen und die Belange, die
sich aus vorhandenen nachrichtlichen Ubernahmen ergeben, zu berticksichtigen.

3 Bindungen aus tibergeordneten Planungen

3.1 Landesentwicklungsplan (LEP B-B)

Am 15.05.2009 ist die Verordnung Uber den Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg
(LEP B-B) vom 31.03.2009 in Kraft getreten und hat die bis dahin gulltig gewesenen Rege-
lungen des Landesentwicklungsplans fiir den engeren Verflechtungsraum Berlin-Branden-
burg (LEPeV) abgel6st.

Im Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B) werden in der ,Festlegungskarte
1 — Gesamtraum* fiir den Bereich der Ortslage Wachow keine flachenbezogenen Festlegun-
gen getroffen. Die Stadt Nauen ist als Mittelzentrum im Zentrale-Orte-System des Landes
Brandenburg eingestuft (Ziel 2.9 LEP B-B).
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Planausschnitt aus der Festlegungskarte 1 LEP B-B (unmaf3stablich)

In der Landesplanerischen Stellungnahme vom 01.10.2012 zum Planvorhaben hat die Ge-
meinsame Landesplanungsabteilung auf die folgenden auf die Planungsabsicht bezogenen
Ziele und Grundsatze der Raumordnung hingewiesen:
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e Ziel 4.2 LEP B-B: Neue Siedlungsflachen sind an vorhandene Siedlungsgebiete anzu-
schliel3en.

e Ziel4.5 Abs. 1 Nr. 1 LEP B-B: Die Entwicklung von Siedlungsflachen mit Wohnnutzungen
ist in Zentralen Orten ohne Gestaltungsraum Siedlung mdglich.

e Grundsatz 2.10 LEP B-B und 8 5 Abs. 1 LEPro 2007: Konzentration der Siedlungsfunkti-
onen als Funktionen der Daseinsvorsorge in Mittelzentren; Ausrichtung der Siedlungs-
entwicklung auf Zentrale Orte und raumordnerisch festgelegte Siedlungsbereiche.

e Grundsatz 4.1 LEP B-B und 8§ 5 Abs. 2 LEPro 2007: Nutzung bisher nicht ausgeschopfter
Entwicklungspotenziale innerhalb vorhandener Siedlungsgebiete sowie unter Inan-
spruchnahme vorhandener Infrastruktur; Vorrang der Innen- vor AuRenentwicklung, der
Erhaltung und Umgestaltung des baulichen Bestandes und Reaktivierung von Siedlungs-
brachflachen bei der Stadtentwicklung.

In der Stellungnahme heif3t es weiter: ,Die fur die Planung relevanten Grundséatze der
Raumordnung sind angemessen bericksichtigt worden. ..... Mittelzentren bilden innerhalb
der Mittelbereiche regionale Bevélkerungsschwerpunkte. Als eine Funktion der Daseinsvor-
sorge soll die Siedlungsentwicklung auf Mittelzentren konzentriert werden. Das Ziel 4.5
Abs. 1 Nr. 1 LEP B-B ermdglicht daher in Zentralen Orten ohne Gestaltungsraum Siedlung
die Entwicklung von Wohnsiedlungsflachen ohne quantitative Begrenzung, soweit der An-
schluss an vorhandene Siedlungsgebiete gemalf Ziel 4.2 LEP B-B gegeben ist.”

Zum Entwurf des Bebauungsplans (Planungsstand: Oktober 2013) ist die Gemeinsame Lan-
desplanungsabteilung gemaf 8 4 Abs. 2 BauGB beteiligt worden. In der Stellungnahme vom
22.01.2014 wurde bestéatigt, dass der Entwurf des Bebauungsplans an die Ziele der Raum-
ordnung angepasst ist und die fiir die Planung relevanten Grundsatze und sonstigen Erfor-
dernisse der Raumordnung angemessen bertcksichtigt sind.

3.2 Regionalplan Havelland-Flaming

Die Stadt Nauen liegt in der Region "Havelland-FlAming” - dem in der Regionalen Planungs-
gemeinschaft zusammengefassten Territorium der Landkreise Potsdam-Mittelmark, Teltow-
Flaming und Havelland sowie der kreisfreien Stadte Potsdam und Brandenburg / Havel. Fur
diese Region wurde ein Regionalplan aufgestellt, der am 23.02.1998 genehmigt, sodann je-
doch mit Beschluss vom 09.10.2002 durch das Oberverwaltungsgericht (OVG) fur das Land
Brandenburg flr nichtig erklart wurde.

Auf ihrer Sitzung am 25.03.2010 hat die Regionalversammlung Havelland-Flaming einen ers-
ten Arbeitsentwurf flr einen neuen Regionalplan diskutiert. Auf der Regionalversammlung
am 26.04.2012 wurde die Durchfihrung des Beteiligungsverfahrens zum Entwurf des Regio-
nalplans Havelland-Flaming 2020 beschlossen. Der Entwurf lag ab dem 11.06.2012 fir die
Dauer von 3 Monaten offentlich aus. Der 2. Entwurf (Arbeitsstand vom 24.10.2013) hat vom
09.12.2013 bis zum 10.02.2014 erneut zur Beteiligung ausgelegen. Die in Aufstellung befind-
lichen Ziele und Grundsatze der Regionalplanung sind als sonstige Erfordernisse bei der
Aufstellung von Bauleitplanen bereits zu beriicksichtigen.

Die Ortslage Wachow ist in der Festlegungskarte des 2. Regionalplanentwurfs als Bestand-
teil des empfindlichen Teilraums regionaler Landschaftseinheiten siidwestliche Nauener Plat-
te (Plansatz 3.1.2 (G) Ziffer 3.1.2.3.1b) dargestellt [sieche Abb., gelbgriine Darstellung].
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Planausschnitt aus der Festlegungskarte 2. Entwurf Regionalplan Havelland-Flaming 2020
(unmaBstablich)

Nach Plansatz 3.1.2 (G) sollen raumbedeutsame Mal3nahmen, die zu einer Entstellung der
empfindlichen Teilrdume fihren kénnen, vermieden werden. Die Regionale Planungsge-
meinschaft Havelland-Flaming hat in lhrer Stellungnahme vom 30.01.2014 zum Bebauungs-
planentwurf mitgeteilt, dass eine technogene Entstellung des Landschaftsraumes von der
Ausweisung einer ca. 1 ha grofzen Wohnbauflache nicht zu erwarten sei. Der Bebauungs-
plan widerspricht somit Plansatz 3.1.2 (G) nicht.

Nach Plansatz 2.1.1 (G) des 2. Regionalplanentwurfs sollen fur die Siedlungsentwicklung die
Vorzugsraume Siedlung genutzt werden. Die Siedlungsentwicklung soll auf glinstig erschlos-
sene Bereiche ausgerichtet und einer NeuerschlieRung von Flachen fir Siedlungsentwick-
lungen vorgezogen werden. In der Festlegungskarte des 2. Regionalplanentwurfs ist im Ge-
biet der Stadt Nauen ein Vorzugsraum Siedlung lediglich in der Ortslage Nauen [siehe Abb.,
rosa Darstellung], nicht aber in den Ortsteilen der Stadt dargestellt — so auch in der Ortslage
Wachow nicht. Die Regionale Planungsgemeinschaft Havelland-Flaming hat in lhrer Stel-
lungnahme vom 30.01.2014 zum Bebauungsplanentwurf mitgeteilt, dass eine Siedlungsent-
wicklung in kleinem Malfstab in Ortslagen aufRerhalb des Vorzugsraums Siedlung dadurch
jedoch nicht ausgeschlossen ist. Die Neubauflachenausweisung in der Ortslage Wachow sei
entsprechend zu begriinden:

Die Ausweisung des Bebauungsplangebiets entspricht der Zielstellung des Plansatzes 2.1.1
(G), auch wenn eine Darstellung als Vorzugsraum Siedlung in der Festlegungskarte nicht er-
folgt. Die Flachenausweisung wird in einem durch die Schulstral3e und den Tremmener Weg
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bereits vollsténdig erschlossenen Bereich vorgenommen und dehnt die Grenze der Ortslage
(Siedlungskante) nicht in den Bereich des bisher unberiihrten Landschaftsraums aus. Es
handelt sich um eine MaRnahme der Innenentwicklung, in deren Rahmen Uber die bereits
bisher zuldssigen Nutzungen (entlang der Schulstrae) auf einer Teilflache von etwa
6.280 m2 lediglich etwa 9-10 zusatzliche Grundstliicksparzellen erschlossen werden. Eine
Beeintrachtigung der Ziele und Grundsétze der Regionalplanung, wie zum Beispiel der ober-
zentralen Funktion der Stadt Brandenburg an der Havel als Wohnstandort, kann folglich aus-
geschlossen werden.

3.3 Flachennutzungsplan Nauen

Fir die Stadt Nauen und Ortsteile existiert ein wirksamer Flachennutzungsplan (FNP). Der
Ortsteil Wachow ist im Teilplan 20 des FNP Nauen dargestellt.

Ortsteil Wachow

\

FNP Nauen, Teilplan 20 (unmaf3stéblich)

Im Teilplan 20 ist das Bebauungsplangebiet als Grinflache mit der Zweckbestimmung
~Spielwiese” und ,Festplatz“ dargestellt. Diese Planungsabsicht ist inzwischen allerdings
aufgegeben worden. Eine Anderung des FNP im Parallelverfahren zur Aufstellung des Be-
bauungsplans ist aufgrund der geringen Plangebietsgrof3e (ca. 9.646 m2; d.h. weniger als 1
ha) nicht vorgesehen. Der FNP ist im Wege der Berichtigung anzupassen.
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3.4 Nachrichtliche Ubernahmen

In den Bebauungsplan wird die Baumschutzsatzung der Stadt Nauen nachrichtlich tber-
nommen. Die Satzung regelt den Schutz des Baumbestandes innerhalb der im Zusammen-
hang bebauten Ortsteile, der Geltungsbereiche der Bebauungsplane sowie der Vorhaben-
und ErschlieBungsplane im Gebiet der Stadt Nauen. Gemal dieser Satzung ist es verboten,
als geschitzt eingestufte Baume, Hecken und Straucher zu beseitigen, zu beschadigen zu
zerstoren oder in ihrem Aufbau wesentlich zu veréndern.

3.5 Klarstellungs- und Abrundungssatzung fur die Ortslage Wachow

Im nordlichen Bereich des Bebauungsplangebietes liegt entlang der SchulstraRe ein 20 Me-
ter tiefer Streifen im Geltungsbereich der rechtskraftigen Klarstellungs- und Abrundungssat-
zung fur die Ortslage Wachow. In diesem Bereich ersetzt der Bebauungsplan mit Inkrafttre-
ten die Festsetzungen der Klarstellungs- und Abrundungsatzung.

3.6 Sonstige Bindungen

Sonstige Bindungen, die bei der Aufstellung des Bebauungsplans zu berticksichtigen waren,
bestehen nicht.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt nicht im Bereich von Schutzgebieten oder —
zonen nach anderen rechtlichen Vorschriften (z.B. Natur- und Landschaftsschutz, Boden-
schutz, Wasserwirtschaft und Hochwasserschutz). Im Plangebiet gibt es keine Altlastenver-
dachtsflachen.

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes und dessen Umgebung befinden sich keine
denkmalgeschitzten oder denkmalwerten Geb&ude und es sind bisher keine archaologi-
schen Funde belegt. Da das Vorhandensein von bisher unentdeckten Bodendenkmalen je-
doch nicht ausgeschlossen werden kann, wird auf folgende Festlegungen im Gesetz Uber
den Schutz und die Pflege der Denkmale im Land Brandenburg (BbgDSchG) — vom 24. Mai
2004 (GVBI. I, S. 215) — aufmerksam gemacht:

Sollten bei Erdarbeiten Bodendenkmale, wie Steinsetzungen, Mauerwerk, Erdverfarbungen,
Holzpfahle oder —bohlen, Tonscherben, Metallsachen, Minzen, Knochen u.a. entdeckt wer-
den, sind diese unverziglich dem Brandenburgischen Landesamt fir Denkmalpflege und Ar-
chéologischen Landesmuseum (Abteilung Bodendenkmalpflege) und der unteren Denkmal-
schutzbehérde des Landkreise anzuzeigen (8 11 Abs. 1 und 2 BbgDSchG). Die entdeckten
Bodendenkmale und die Entdeckungsstétten sind bis zum Ablauf einer Woche nach der An-
zeige in unverandertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren fir die
Erhaltung zu schitzen (8 11 Abs. 3 BbgDSchG). Funde sind unter den Voraussetzungen der
88 11 Abs. 4, 12 BbgDSchG abgabepflichtig. Falls archéologische Dokumentationen und
Bergungen notwendig werden sollten, missen Kosten dafur im Rahmen des Zumutbaren
vom Veranlasser des Vorhabens Gibernommen werden. Nahere Hinweise werden in Verbin-
dung mit jeder Baugenehmigung erteilt.

Der Zentraldienst der Polizei Brandenburg / Kampfmittelbeseitigungsdienst hat in seiner Stel-
lungnahme vom 23.12.2013 zum Bebauungsplanentwurf mitgeteilt, dass fir das Plangebiet
zum gegenwartigen Zeitpunkt keine konkreten Anhaltspunkte fiir das Vorhandensein von
Kampfmitteln vorliegen. MaRnahmen der Kampfmittelrdaumung sind nicht erforderlich. In der
Stellungnahme wird auf die Regelungen der Kampfmittelverordnung fur das Land Branden-
burg (KampfmV) hingewiesen, die einzuhalten sind, falls bei Erdarbeiten dennoch Kampfmit-
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tel gefunden werden. Es wird mitgeteilt, dass die abgegebene Stellungnahme als Bescheini-
gung der Kampfmittelfreiheit dient.

4  Ortliche Verhaltnisse

4.1 Bestandsangaben zum Plangebiet

Das Plangebiet befindet sich im dstlichen Teil der Ortslage Wachow. Die im Norden durch
die SchulstraRe und im Sudwesten durch den Tremmener Weg erschlossene Flache wird
gegenwartig als Weideland fur einige Pferde genutzt und ist auf mehreren Seiten von vor-
handener Bebauung umgeben. Bis auf einen Unterstand am westlichen Rand befinden sich
auf der Flache bisher keine baulichen Anlagen.

Der nordliche Rand des Plangebietes entlang der Schulstrale wird durch eine Baumreihe,
die Uberwiegend aus alteren Birken (geschéatztes Alter ca. 50 Jahre) besteht, gepragt. Aul3er
diesen Birken, eingestreut die Trauben-Kirsche, einer alten Weide sowie einem Obstbaum,
die ebenfalls am nérdlichen Rand des Plangebietes stehen, sind keine weiteren Baume oder
Straucher vorhanden.

Die Wiesenflache ist als Frischwiese verarmter Auspragung (051122) zu bewerten. Im Be-
reich der Weide haben sich nitrophytische Ruderalarten (iberwiegend Brennessel) angesie-
delt.

Unmittelbar an das Plangebiet angrenzend wurden entlang der Schulstral3e und des Trem-
mener Wegs vor schatzungsweise 10 bis 12 Jahren Stral3enb&dume gepflanzt: an der Schul-
stral3e auf einer Lange von ca. 35 m Kugel-Ahorn, entlang des Tremmener Wegs lberwie-
gend Spitz-Ahorn.

Die Topographie des Gelandes ist von keinen wahrnehmbaren Héhenunterschieden gepragt.
Die Bestandshéhen bewegen sich lediglich zwischen etwa 32,65 m und 32,90 m entlang der
Schulstraf3e und bis zu maximal 33,74 m am auf3ersten sudlichen Rand des Plangebietes.
Die StralRenniveaus der Schulstral3e und des Tremmener Wegs liegen geringfligig tiber dem
Gelandeniveau des Plangebietes.

Am sidostlichen Ende des Tremmener Weges liegen zwei landwirtschaftliche Betriebsfla-
chen. Es handelt sich tberwiegend um Lagerflachen fiir landwirtschaftliche Produkte (Ge-
treide) und Gerate. Lediglich im sldlichen Bereich befindet sich ein Stallgebdude mit 60-80
Platzen fur bis zu einjdhrige Rinder. Das Gebaude ist allerdings mehr als 200 Meter von der
Grenze des Bebauungsplangebiets entfernten, sodass mit Immissionsbeeintrachtigungen
durch diese relativ kleine Tierhaltungsanlage nicht zu rechnen ist.

4.2 Eigentumsverhéltnisse

Das Flurstiick 132/4 der Flur 6, Gemarkung Wachow befindet sich in Privateigentum. Die Ei-
gentimerin beabsichtigt, die Flache zu einem Wohnstandort (Bebauung mit Einfamilienhau-
sern) zu entwickeln.
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5 Planinhalt des Bebauungsplans
5.1 Stadtebauliche Festsetzungen

5.1.1 Art der baulichen Nutzung

Der gesamte Geltungsbereich des Bebauungsplans wird als Allgemeines Wohngebiet (WA)
festgesetzt.

Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen. Aulzer Wohngebduden sind in
Allgemeinen Wohngebieten aber auch der Versorgung des Gebietes dienende Laden,
Schank- und Speisewirtschaften, nicht storende Handwerksbetriebe sowie Anlagen fur kirch-
liche, kulturelle, soziale gesundheitliche und sportliche Zwecke zulassig.

Es ist zwar absehbar, dass im Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans Uberwie-
gend Wohngebaude in Form von Einfamilienhausern errichtet werden sollen, aber im Inte-
resse der langfristigen Flexibilitat der Planung und einer lebendigen dorflichen Infrastruktur
soll die Art der Nutzung nicht auf ein reines Wohngebiet eingeschréankt werden. Alle Nutzun-
gen gemal 8 4 Abs. 2 Nr. 2 und 3 BauNVO werden daher im Plangebiet zugelassen.

Ausgeschlossen werden sollen im Plangebiet hingegen solche Nutzungen, die nach § 4
Abs. 3 BauNVO in Allgemeinen Wohngebieten ohnehin lediglich ausnahmsweise zugelassen
werden konnten. Diese Nutzungen sind gemaR Textfestsetzung Nr. 1 kein Bestandteil des
Bebauungsplans. Die in Absatz 3 genannten Nutzungen waren fur ein dorfliches Wohngebiet
untypisch und wirden sich aufgrund des stets grol3en Flachenbedarfs in das relativ kleine
Baugebiet von weniger als 1 Hektar Gesamtflache nicht ohne Beeintrachtigungen in die
durch die Umgebung bereits vorgepragte kleinteilige Siedlungsstruktur einfligen.

Das festgesetzte Allgemeine Wohngebiet liegt ausreichend weit von den am siddstlichen
Ende des Tremmener Weges gelegenen landwirtschaftlichen Betriebsflachen entfernt, so-
dass mit Immissionsbeeintrachtigungen nicht gerechnet werden muss. Es handelt sich dort
Uberwiegend um Lagerflachen fur landwirtschaftliche Produkte (Getreide) und Gerate. Ledig-
lich im sudlichen — mehr als 200 Meter von der auf3ersten Grenze des Bebauungsplange-
biets entfernten - Bereich befindet sich ein Stallgebdude mit 60-80 Platzen fir bis zu einjah-
rige Rinder. Da es bisher selbst auf dem nur 50 m davon entfernten nachstgelegenen Wohn-
grundstick bisher zu keinen Immissionsbeeintrachtigungen durch diese Nutzung gekommen
ist, war es im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens nicht erforderlich, méglicherweise vor-
handene Immissionsbelastungen, die der Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebiets ent-
gegenstehen konnten, einer detaillierten Prufung (z.B. Erarbeitung eines Geruchsgutach-
tens) zu unterziehen.

5.1.2 Malf der baulichen Nutzung
Das Mal3 der baulichen Nutzung wird im Bebauungsplan durch die Festsetzung der maximal
zulassigen Grundflachenzahl (GRZ), der Anzahl der Vollgeschosse und der Traufthdhe der

Gebéaude geregelt.

Grundflachenzahl (GRZ): zuldssige Uberschreitungen der Grundflache

Die zulassige Grundflachenzahl betragt im Baugebiet WA maximal 0,3.

Die Grundflachenzahl (GRZ) gibt an, wieviel Quadratmeter Grundflache je Quadratmeter
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Grundstucksflache zulassig sind — das heil3t, dass bei einer GRZ von 0,3 auf einem zum
Beispiel 600 m2 groRen Grundstiick ein Gebaude mit einer Grundflache von maximal 180 mz
errichtet werden darf.

Die zuléassige Grundflache darf gemaf § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO um bis zu 50 v.H. durch
folgende bei der Ermittlung der Grundflache stets mitzurechnende Anlagen Uberschritten
werden:

1. Garagen und Stellplatze mit ihren Zufahrten,

2. Nebenanlagen im Sinne von § 14 BauNVO sowie

3. bauliche Anlagen unterhalb der Gelandeoberflache, durch die das Baugrundstiick ledig-
lich unterbaut wird.

Somit kénnen auf einem zum Beispiel 600 m2 grol3en Grundstick weitere 90 m2 Grundflache
fur die o0.g. Nutzungen versiegelt werden.

Uber diese allgemein zulassigen Versiegelungen hinaus regelt die Textfestsetzung Nr. 2.3
eine Ausnahme fur den Fall, dass bei der kiinftigen Aufteilung des Plangebietes in einzelne
Baugrundstiicke so genannte Hinterliegergrundstiicke entstehen: Auf dem Grundstlck, auf
welchem die Zufahrt zu einem Hinterliegergrundstiick errichtet werden soll, diirfen zu diesem
speziellen Zweck zusétzlich bis zu 150 m?2 Grundflache versiegelt werden. Bei einer bauord-
nungsrechtlich erforderlichen Mindestbreite von 3,00 m wirde das eine Zufahrt Gber ein ma-
ximal 50 Meter tiefes Grundstiick ermdéglichen.

Durch die Festsetzung wird geregelt, dass die mit dem Bau der Zufahrten zu den Hinterlie-
gergrundsticken verbundenen Bodenversiegelungen das auf den Baugrundstiicken allge-
mein zulassige Mald der Nutzung nicht einschrdnken und die Grundstiicke, Uber welche die
Zufahrt zu den Hinterliegergrundstticken erfolgt, in ihrer Bebaubarkeit nicht schlechter ge-
stellt werden als die Grundsticke, auf denen sich keine Zufahrten zu Hinterlieger-
grundstiicken befinden.

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplans gepriifte stadtebauliche Vorentwurfsvari-
anten haben ergeben, dass es voraussichtlich erforderlich sein wird, 3 bis 4 Hinterlie-
gergrundstiicke zu erschliel3en. Das wirde zu einem Flachenbedarf fiir den Bau von Zufahr-
ten zu diesen Grundstlicken von insgesamt etwa 450 bis 600 mz fuihren.

Etwa der gleiche Flachenbedarf wirde entstehen, wenn eine gemeinsame Zufahrt fur alle
rickwartig gelegenen Grundstiicke Uber eine neu angelegte Verkehrsflache (z.B. als Privat-
stralRe) geplant werden sollte. In diesem Fall entfallt die Anwendbarkeit der Textfestsetzung
2.3, da alle Grundstiicke direkt an eine Verkehrsflache angebunden waren und Hinterlie-
gergrundstiicke nicht existieren wirden.

Zahl der Vollgeschosse und zulassige Traufhdhe

Im Baugebiet WA durfen Gebaude mit maximal zwei Vollgeschossen errichtet werden. Die
zulassige Traufhohe wird auf maximal 4,50 m begrenzt. Aus der Kombination dieser beiden
Festsetzungen ergibt sich, dass das zweite Vollgeschoss stets als Dachgeschoss ausgebil-
det werden muss.

Die durch diese Festsetzungen vorgegebene Baukérperausbildung entspricht dem Erschei-
nungsbild der Uberwiegenden Anzahl der Gebaude in der Umgebung des Bebauungsplan-
gebietes. Es wird damit gewabhrleistet, dass sich die kiinftige Bebauung harmonisch in das
Ortsbild von Wachow einfiigt und am Ortsrand ein sanfter Ubergang in den Landschaftsraum

11



Stadt Nauen OT Wachow, BP ,Ehemaliger Festplatz* Begriindung

geschaffen wird.
5.1.3 Uberbaubare Grundstiucksflache, Mindestmalle der Baugrundstiicke

Uberbaubare Grundstiicksflache

Die Uberbaubaren Grundstiicksflachen werden durch die in der Planzeichnung festgesetzten
Baugrenzen bestimmt.

Alle Gebaude der Hauptnutzung muissen innerhalb der tberbaubaren Grundstiicksflachen
des Baugebietes WA errichtet werden. Die Gebaude oder Gebaudeteile diurfen die Baugren-
zen nicht Uberschreiten. Ein Vortreten von Gebaudeteilen kann allerdings in geringfligigem
Ausmal zugelassen werden (8§ 23 Abs. 3 BauNVO). Im Unterschied zur Festsetzung einer
Baulinie darf die Bebauung aber hinter die festgesetzte Baugrenze zuriicktreten. Die Bebau-
ung muss die festgesetzte Uberbaubare Grundsticksflache nicht bis an die Baugrenzen aus-
fullen.

Die Festsetzung der Baugrenzen im Baugebiet WA wird auf den zur Herstellung der stadte-
baulichen Ordnung mindestens erforderlichen Umfang begrenzt. Im Interesse einer geordne-
ten stadtebaulichen Entwicklung sollen insbesondere die Vorgartenbereiche der Bau-
grundstiicke entlang der Schulstrale — einschliel3lich der dort vorhandenen markanten
Baumreihe - und des Tremmener Weges sowie die seitlichen Grundstiicksbereiche entlang
der Ostlichen und westlichen Plangebietsgrenze von Bebauung frei gehalten werden. Eine
weiter gehende Differenzierung und Gliederung der Uberbaubaren Grundstiicksflachen — et-
wa durch Festsetzung einzelner Baufelder oder gebaudebezogener Baufenster — wird im
Bebauungsplan nicht vorgenommen. Da dem Bebauungsplan noch kein abschlieRendes
stadtebauliches Gestaltungs- und Parzellierungskonzept zu Grunde liegt, wie es zum Bei-
spiel bei einem vorhabenbezogenen Bebauungsplan stets der Fall ist, soll die Flexibilitat bei
der kinftigen Umsetzung der Planung nur auf das aus stadtebaulichen Grinden zwingend
erforderliche Mindestmal3 begrenzt werden.

Durch die Textfestsetzungen Nr.5 und 6 wird geregelt, dass in den zwischen StralRenbe-
grenzungslinie und straf3enseitiger Baugrenze gelegenen Vorgartenbereichen auch Garagen
und Uberdachte Stellplatze (Carports) sowie Nebengebdude (z.B. Gerateschuppen) und bau-
liche Nebenanlagen (z.B. Pergolen oder Sichtschutzwande) nicht auf3erhalb der Uberbauba-
ren Grundsticksflachen errichtet werden durfen. Zur weiteren Begrindung der Textfestset-
zungen Nr. 5 und 6 wird auf die Kapitel 5.1.5 und 5.1.6 verwiesen.

Mindestmal3e der Baugrundstiicke

Damit sich die kiinftige Bebauung harmonisch in das Ortsbild von Wachow einfiigt, wird eine
MindestgroRe der Baugrundstiicke von 600 mz2 [siehe Textfestsetzung Nr. 2.1] und eine Min-
destbreite der Baugrundstiicke entlang der Schulstrale und des Tremmener Wegs von
17,00 m [siehe Textfestsetzung Nr. 2.2] festgesetzt.

Kleinere und schmalere Grundstiicke wirden zu einer untypisch dichten Bebauung mit zu
geringen Gebaudeabstanden und zu stark zergliederten, kleinteiligen Gartenflachen fiihren.

Bei einer GrundstiicksgrofRe von mindestens 600 m2 kénnen unter Berticksichtigung notwen-
diger ErschlieBungsflachen im Plangebiet maximal 15 Grundstiicke parzelliert werden. Wer-
den deutlich groBere Grundstiicksflachen parzelliert, verringert sich die Gesamtzahl der
Grundstiicke entsprechend.
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5.1.4 Bauweise, Beschrdnkung der Anzahl der Wohnungen
Bauweise

Im Baugebiet WA sind nur Einzelhduser zuldssig. Einzelhduser sind eine spezielle Form der
offenen Bauweise, bei der die Gebaude stets mit seitlichem Grenzabstand zum Nachbar-
grundstick errichtet werden muissen. Die fur das Plangebiet getroffene Beschrankung auf
Einzelhauser als einzige zulassige Form der offenen Bauweise schliel3t die Méglichkeit, auch
eine Bebauung der Grundstiicke mit Doppelhdusern oder Hausgruppen vorzunehmen, aus-
dricklich aus.

Die Zulassigkeit nur von Einzelhausern entspricht der in der Umgebung des Plangebietes
Uberwiegend bereits vorhandenen und das Siedlungsbild pragenden Bebauung mit Einfami-
lienhausern. Die auf der Nordseite der Schulstral3e teilweise davon abweichenden Gebaude-
formen entsprechen nicht dem angestrebten Siedlungscharakter und werden deshalb nicht
als Maf3stab fur eine kiinftige Bebauung herangezogen.

Beschrénkung der Anzahl der Wohnungen

Auf der Grundlage von 8 9 (1) Nr. 6 BauGB kann im Bebauungsplan die Zahl der Wohnun-
gen in Wohngeb&uden aus besonderen stadtebaulichen Grinden beschrénkt werden. Von
dieser Mdglichkeit wird im vorliegenden Bebauungsplan Gebrauch gemacht: Durch die Text-
festsetzung Nr. 3 wird geregelt, dass je Einzelhaus maximal zwei Wohnungen zuléssig sind.

Mit der Festsetzung soll verhindert werden, dass im Bebauungsplangebiet untypische und
den stadtebaulichen Mal3stab sprengende Mehrfamilienhduser oder ,versteckte* Doppel-
und Reihenhéduser entstehen. Die stddtebauliche Entwicklung soll dahingehend gesteuert
werden, dass vorrangig Einfamilienhauser entstehen, die maximal tGber eine weitere Woh-
nung verfigen durfen (z.B. Einliegerwohnung in einem Mehrgenerationen-Wohnhaus).

5.1.5 Stellplatze und Garagen

Durch die Textfestsetzung Nr. 5 wird geregelt, dass in den nicht Gberbaubaren Vorgartenbe-
reichen entlang der Schulstral3e und des Tremmener Weges (Bereiche zwischen stral3ensei-
tiger Grundsticks- und festgesetzter Baugrenze) Garagen und Uberdachte Stellplatze (Car-
ports) unzulassig sind.

Die Festsetzung dient der Sicherung der stadtebaulichen Ordnung im Plangebiet. In den
Vorgartenbereichen wirken sich Garagen und Carports aufgrund ihrer Gro3e und Vielfaltig-
keit der Gestaltung sowie aufgrund ihrer zergliedernden Wirkung auf die begriinten Flachen
haufig verunstaltend auf das Ortsbild aus. Entlang der SchulstralR3e wiirden die mit der Errich-
tung von Garagen und Carports verbundenen Eingriffe in den Boden aul3erdem zu einer Be-
eintrachtigung der zu erhaltenden Baumreihe fiihren. Dies soll durch die Festsetzung verhin-
dert werden. Die gartnerisch gestalteten Vorgartenbereiche sollen méglichst wenig unterbro-
chen werden. Durch das Zurlicksetzen der Garagen und Carports von der Grundstticksgren-
ze bis mindestens zur festgesetzten Baugrenze treten diese in ihrer stadtebaulichen Wirkung
weniger storend in Erscheinung.

Weniger stérende Wirkungen gehen hingegen von in Vorgarten auf offenen Stellplatzen ab-

gestellten Fahrzeugen aus. Nicht Uberdachte Stellplatze sind daher auch im Bereich der
nicht Gberbaubaren Vorgartenbereiche zulassig.
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5.1.6 Nebenanlagen

Durch die in der Textfestsetzung Nr. 6 getroffene Beschréankung der Zulassigkeit von Ne-
benanlagen werden ahnliche Planungsziele verfolgt wie bei der stadtebaulichen Textfestset-
zung Nr. 5 zu Stellplatzen und Garagen [siehe Kapitel 5.1.5]. Auch von Nebenanlagen, die in
ihrer Erscheinungsform ein gewisses bauliches Gewicht besitzen (Gerateschuppen, Ge-
wachshauser, Pergolen 0.4.), kbnnen negative Wirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild
sowie die okologische Funktion der begrinten Vorgartenbereiche ausgehen. Daher wird in
den nicht Uberbaubaren Vorgartenbereichen entlang der SchulstraBe und des Tremmener
Weges die Zulassigkeit von Nebenanlagen auf die fir die ErschlieBung der Grundstiicke
zwingend erforderlichen Zufahrten, Zugénge sowie technischen Anlagen zur Ver- und Ent-
sorgung des Grundstiickes (zum Beispiel Mulltonnenabstellflache, Trink- oder Abwasseran-
schlussschacht u.d.) begrenzt. Alle sonstigen, fiur die Nutzung des Grundstiickes gegebe-
nenfalls bendtigten Nebenanlagen kdnnen in den Ubrigen, insbesondere in den seitlichen
oder ruckwartigen Grundsticksbereichen untergebracht werden, ohne dass davon uner-
wuinschte negative Wirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild ausgehen.

5.1.7 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften

Die Textfestsetzungen Nr. 7 bis 10 enthalten Regelungen zur Baukdrpergestaltung (Fassa-
den, Déacher, Gaupen, Anbringung von Solaranlagen) sowie zu Einfriedungen. Es handelt
sich um bauordnungsrechtliche Festsetzungen, die in Verbindung mit § 81 der Brandenbur-
gischen Bauordnung (BbgBO) auf der Grundlage von § 9 (4) BauGB getroffen werden.

Die Gestaltungsvorschriften dienen der Anpassung der Gestaltung der im Plangebiet entste-
henden Gebaude und Einfriedungen an den pragenden Baubestand im unmittelbaren Um-
feld und an das Erscheinungsbild des Ortsteils Wachow in seiner Gesamtheit. Die neuen
Gebaude sollen nicht in gestalterischen Kontrast zur vorhandenen Bebauung der Umgebung
treten, sondern sich harmonisch in das Ortshild einfigen. Durch den Ausschluss untypischer
Gestaltelemente soll ein anderenfalls nicht verhinderbarer allmahlicher Verlust der traditio-
nellen Merkmale des Ortsbildes vermieden werden.

Da die Festsetzungen den Gestaltungsspielraum fir die kinftigen Bauherren jedoch auch
nicht in unzumutbarer Weise einschranken dirfen, wird der Umfang der Gestaltungsvor-
schriften auf wenige, fur die Erhaltung und Entwicklung des Ortsbildes entscheidende Ges-
taltungselemente beschrankt.

Gestaltung der Fassaden

Die Textfestsetzung Nr. 7 regelt, dass als Fassadenmaterialien keine glasierten Ziegel oder
Verblendungen aus Materialien mit glasierten Oberflachen sowie keine Verkleidungen aus
Kunststoffen oder Metallen verwendet werden dirfen. Die in der Festsetzung genannten
Baustoffe sind nicht zuléssig, da sie sich in das landlich gepragte Erscheinungsbild von Wa-
chow nicht einfligen. Insbesondere die Reflexionswirkung der glatten Oberflachen bei star-
kem Lichteinfall wirkt storend.

Gestaltung der Dacher, Dachgaupen und Dacheindeckungen

GemalR der Textfestsetzung Nr. 8.1 dirfen im Baugebiet WA nur Hauser mit Satteldachern
errichtet werden. Die Neigung der Dachflachen muss zwischen 35° und 55° betragen und auf
beiden Satteldachflachen gleich sein (symmetrische Dachform). Dies entspricht der in Wa-
chow Uberwiegend vorhandenen und das Ortsbild pragenden Dachform.
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Eine Dachneigung zwischen 35° und 55° Grad ist gut fur eine bauliche Nutzung des Dach-
raumes geeignet. Das im Baugebiet WA zulassige zweite Vollgeschoss kann somit unter Be-
ricksichtigung einer maximal zulassigen Traufhéhe von 4,50 m als Dachgeschoss ausgebil-
det werden.

Auch in dem Fall, dass von der baulichen Nutzung eines zweiten Vollgeschosses kein Ge-
brauch gemacht werden sollte, muss das Dach in der festgesetzten Form ausgebildet wer-
den. Die Errichtung von eingeschossigen Hausern in Bungalowform (mit Flachdach oder nur
flach geneigten Déchern), die sich nicht in das Ortsbild einfigen wirden, ist damit ausge-
schlossen.

Von der Festsetzung Nr. 8.1 abweichende Dachformen sind nur bei untergeordneten Bau-
werksteilen (zum Beispiel Erker, Veranden, vorgebaute Windfange oder Wintergarten) sowie
Geb&uden mit einer Grundflache von nicht mehr als 30 m2 (zum Beispiel Garagen oder Ge-
rateschuppen) zulassig. Diese Dacher durfen auch als Pultdacher oder Flachdacher ausge-
bildet werden. Aufgrund ihrer geringen Grof3e kann bei diesen Dachern davon ausgegangen
werden, dass sie sich gestalterisch unterordnen und daher nicht verunstaltend auf das Orts-
bild einwirken.

Um die nutzbare Geschossflache in Dachgeschossen zu erhohen, ist es dblich, auf den
Dachflachen Gaupen zu errichten. Die Errichtung von Dachgaupen darf allerdings nicht dazu
fuhren, dass durch ihre Grol3e die Geometrie des Hauptdaches entstellt und in der Wahr-
nehmung hinter die Gaupen zurtick tritt. Die Textfestsetzung Nr. 8.2 setzt deshalb fest, dass
die Ansichtsbreite aller Gaupen auf einer Dachflache zusammen nicht mehr als die Halfte
der Trauflange der Dachflache, auf der sich die Gaupen befinden, betragen darf.

Als Material zur Dacheindeckung sind gemaR der Textfestsetzung Nr. 8.3 nur Dachsteine
aus gebranntem Ton oder aus Beton zulassig. Dies sind die in landlichen Gegenden traditio-
nellen und bis heute das Ortsbild pragenden Dachmaterialien. Sonstige Materialien, wie zum
Beispiel Dacheindeckungen aus Blech, sind hingegen untypisch und daher nicht zul&ssig.
Bei einer zu grol3en Vielfalt von Dachmaterialien wirde die Gefahr entstehen, dass die ge-
stalterische Geschlossenheit des Ortshildes beeintrachtigt wird oder gar verloren geht.

Integration von Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie in die Fassaden und Décher

Seit einigen Jahren hat der Einsatz von Technologien zur Nutzung regenerativer Energien
deutlich zugenommen. So kommen zum Beispiel bei der Errichtung von Geb&duden immer
haufiger Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie (Solaranlagen) zum Einsatz. Die
Anlagen beeinflussen das Erscheinungsbild der Gebéude — insbesondere der Dachflachen —
haufig nicht unerheblich. Es ist daher erforderlich, im Bebauungsplan Festsetzungen zur
Einbeziehung der Anlagen in die Geb&udegestaltung zu treffen.

Die Textfestsetzung Nr. 9 schreibt vor, dass Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie
stets Uber denselben Neigungswinkel verfiigen missen wie die Dach- oder Fassadenfla-
chen, an denen die Anlagen angebracht werden sollen. Dies gilt unabhangig davon, ob die
Anlagen konstruktiv direkt in die Dach- oder Fassadenflachen integriert oder lediglich auf
diesen angebracht werden. Der Einbau der Anlagen parallel zu der Flache, an der sie instal-
liert werden sollen, ist eine grundlegende Voraussetzung dafiurr, dass das Erscheinungsbild
des Gebaudes nicht verunklart oder gar entstellt wird.
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Einfriedungen

Durch die Textfestsetzung Nr. 10 wird geregelt, dass im Baugebiet WA vollstandig geschlos-
sene Einfriedungen lediglich ausnahmsweise - und auch dann in Material und Héhe begrenzt
- nur an den seitlichen und rickwartigen Nachbargrenzen zulassig sind, wenn diese zugleich
dem Sichtschutz dienen.

Alle Einfriedungen auf den StralRenseiten sowie die Einfriedungen in allen Bereichen der
Nachbargrenzen, die nicht dem Sichtschutz dienen, missen als maximal 1,30 m hohe Z&une
ausgebildet werden und dirfen Gber einen nicht mehr als 30 cm hohen Sockelanteil verfi-
gen. Pfeiler aus Massivbaustoffen (zum Beispiel aus Mauerwerk, Beton oder Natur- und
Werkstein) sind nur zur seitlichen Begrenzung der Grundstiickszufahrten und -zugdnge so-
wie an den Grundsticksecken zulassig und durfen die zulassige Gesamthdhe der Einfrie-
dung nicht Gberragen.

Die als Sichtschutz fungierenden geschlossenen Einfriedungen an den Nachbargrenzen dir-
fen eine Hohe von 2,00 m nicht tberschreiten und dirfen nicht aus Massivbaustoffen errich-
tet werden. Unzuldssig sind daher alle Arten von Mauern; zuldssig sind hingegen zum Bei-
spiel vollstandig geschlossene Konstruktionen aus Tafelelementen, horizontalen oder verti-
kalen Verbretterungen oder sonstigen liickenlos aneinander gefligten Materialien.

Die Regelungen zu den Einfriedungen in der Festsetzung Nr. 10 werden vorrangig aus ge-
stalterischen Grinden getroffen, zielen aber auch auf die 6kologischen Auswirkungen.

Ein hoher Anteil vollstandig geschlossener Einfriedungen wirde zu einer massiven Zerglie-
derung der Flachen innerhalb der Baugebiete fiihren, die nicht ortstypisch ist und als Fremd-
koérper wahrgenommen werden wirden. Es ist daher anzustreben, die Einfriedung so vorzu-
nehmen, dass der Zusammenhang der nicht Uberbauten Flachen mdglichst wenig gestort
wird. Dies kann am besten durch nicht geschlossene Einfriedungen, zum Beispiel aus traditi-
onellen Holzz&unen, Drahtgittern oder Stabgittern aus Metall erreicht werden.

Nicht geschlossene Einfriedungen sind fir Kleintiere und die Ausbreitung von Pflanzen
durchlassig und wirken sich auch auf das Mikroklima im Baugebiet positiv aus.

5.2 Beriucksichtigung der Belange des Umweltschutzes

Das Bebauungsplanverfahren "Ehemaliger Festplatz" wurde im beschleunigten Verfahren
nach § 13a BauGB durchgefiihrt. Nach § 13a Abs. 2 BauGB gelten fir Bebauungsplane, die
im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden, die Vorschriften des vereinfachten Verfah-
rens gemald § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB, wonach von einem Umweltbericht nach § 2a BauGB
abgesehen wird. Dies enthebt jedoch nicht der Verpflichtung, die Belange des Umweltschut-
zes, einschlie3lich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, nach 8 1 Abs. 6 Nr. 7
BauGB zu berlcksichtigen. Anhaltspunkte fiir eine Beeintrachtigung relevanter Schutzguter
sind entsprechend aufzuzeigen bzw. auszuschliel3en.

Die Erfassung der Schutzguter erfolgte durch eine Ortsbegehung am 11.06.2013 und an-
hand der Auswertung verfligbarer Datengrundlagen.

Bei Bebauungsplanen mit weniger als 20.000 m2 Grundflache besteht in Bezug auf den Ar-
tenschutz die Aufgabe der Gemeinde darin, zu priufen, ob sich Verdachtsmomente ergeben,
die bei der Umsetzung der Planung einen VerstoR gegen ein Verbot nach 8§ 44 Abs. 1
BNatSchG bewirken konnten (Arbeitshilfe Artenschutz und Bebauungsplan, Januar 2009).
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Zu diesem Zweck ist eine Artenschutzrechtliche Ersteinschatzung erstellt worden [siehe Ka-
pitel 5.2.3 und Anhang 2].

5.2.1 Schutzausweisungen, besonders geschiitzte Teile von Natur und Landschaft

Im Plangebiet und im Umfeld mit funktionalem Bezug zum Plangebiet sind Natura 2000-
Gebiete (FFH-Gebiete) Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete und geschitzte Bio-
tope gemald § 30 BNatSchG nicht vorhanden.

Der Bebauungsplan erzeugt keine Auswirkungen auf besonders geschiitzte Teile von Natur
und Landschaft.

5.2.2 Betroffenheit relevanter Schutzglter und sonstiger Umweltbelange

Schutzgqut Boden

Bei den Boden im Plangebiet handelt es sich um Sandbdden aus glazialen Sedimenten ohne
vorherrschenden Grund- und Stauwassereinfluss. Die Bodenzahl liegt unter 30.

e Bedeutung:

Sandbotden verfliigen Uber ein geringes Wasserhalte- und Nahrstoffspeichervermogen, so
dass sie als Ertragsboden fur Landwirtschaft und Gartenbau nur bedingt geeignet sind.

e Beeintrachtigung und MalRnahmen:

Uberbauung und Versiegelung filhren zu einem Funktionsverlust des Bodens als Trager von
Bodenleben und Vegetation. Die Planung legt eine Grundflaichenzahl von 0,3 mit einer 50-
prozentigen Uberschreitung fiir Nebenanlagen fest sowie ausnahmsweise zulassige Versie-
gelungen fiur Zufahrten zu Hinterliegergrundstiicken fest, so dass die verbleibenden unbe-
bauten Flachen als Garten und Rasenflachen genutzt werden. Griinordnerische Festsetzun-
gen (es wird die Pflanzung eines Baumes oder Pflanzung von 50 m2 heimischer Straucher
pro Baugrundstiick empfohlen) wirken ausgleichend auf die Beeintrachtigungen.

Schutzqut Wasser

Im Plangebiet gibt es kein Oberflachengewasser. Der erste Grundwasserleiter steht ungefahr
in einer Tiefe von 2 m an. Der anstehende Grundwasserleiter (GWL 1) hat eine geringe
Machtigkeit, eine hydraulische Verbindung zum GWL 2 besteht nicht.

Das Plangebiet liegt nicht innerhalb eines Wasserschutzgebietes.

e Bedeutung:

Wegen der Durchlassigkeit der Sandbdden und fehlender Deckschichten ist das Grundwas-
ser gegenuber flachenhaft eindringenden Schadstoffen nicht geschiitzt.

¢ Beeintrachtigung und MaRnahmen:

Versiegelung und Uberbauung vermindern die Versickerungsrate von Niederschlagswasser.
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Das Brandenburgische Wassergesetz (BbgWG) sieht grundsatzlich eine Versickerungspflicht
fur Niederschlagswasser vor, soweit Verunreinigungen und sonstige Belange nicht entge-
genstehen. Zur Minimierung der Beeintrachtigung wird empfohlen, dass Stellplatze, Platz-
und Wegeflachen sowie Zufahrten in wasser- und luftdurchlassigen Materialien fir Oberfla-
che (z. B. Schotterrasen, Rasengittersteine, Rasenpflaster) und Unterbau auszubilden sind.

Auf Grund der geringen Puffer- und Filterleitung von Sandbdden sind Schadstoffeintrage vor
allem wahrend der Bauzeit zu vermeiden.

Boden- und Wasserhaushalt sind eng miteinander verbunden. MalRnahmen des Ausgleichs,
die beim Schutzgut Boden aufgefihrt sind, wirken auch positiv auf das Schutzgut Wasser.

Fernwirkungen auf Wasserschutzgebiete sind nicht zu erwarten.

Schutzqut Luft und Klima

Das Plangebiet schlie3t unmittelbar an den Innenbereich von Wachow an. Die klimatischen
Verhaltnisse von Grinland und freier Landschaft Gberwiegen gegentber siedlungsklimati-
schen Einflissen.

e Beeintrachtigung und Wertung:

Der Verlust von Vegetationsflachen bei gleichzeitiger Uberbauung und Versiegelung hat Ein-
fluss auf das Kleinklima im Plangebiet. Die Beeintréachtigungen sind jedoch als nicht erheb-
lich zu bewerten. Zudem wirkt die Anlage von Géarten und Rasenflachen klimatisch ausglei-
chend.

Schutzqgut Tiere und Pflanzen

e Tiere

Die planungsrelevante Tierartengruppen Vogel und Fledermause wurden in der artenschutz-
rechtlichen Ersteinschatzung behandelt [siehe Kapitel 5.2.3 und Anhang 2]. Um Verbotstat-
bestande gemal § 44 Abs. 1 BNatschG auszuschlie3en, werden folgende MafRRnahmen
empfohlen:

- Erhalt der Baumreihe an der SchulstraRe (Birken),

- Baumrodung im Winterhalbjahr auRerhalb der Brutzeit (Oktober bis Marz),

- Baufeldfreimachung, einschliel3lich Abriss Unterstand im Winterhalbjahr auRerhalb der
Brutzeit (Oktober bis Marz).

Vor der Fallung von Baumen sind fachkundig eventuell vorkommende Hohlen auf Fleder-
mausquartiere und Nistplatze zu untersuchen. Bei einem Fund mehrjahrig genutzter Nist-
platze und / oder Quartiere sind vor der Fallung geeignete MaRnahmen zu ergreifen (z. B.
Nistkasten, Fledermauskasten). Die Untere Naturschutzbehorde ist zur Kontrolle der durch-
zufuhrenden MalRnahmen heranzuziehen.

e Pflanzen

Auf Grund der Weidenutzung ist das Grinland als Frischwiese verarmter Auspragung
(051122) einzuordnen. Im Bereich der Kopfweide haben sich nitrophytische Ruderalarten (U-
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berwiegend Brennnessel) angesiedelt. Die Beseitigung der Vegetation ist nicht mit dem Ver-
lust von geschitzten Pflanzenarten verbunden.

Gemald Baumschutzsatzung der Stadt Nauen gelten alle sich auf dem Plangebiet befindli-
chen Baume als geschitzte Landschaftsbestandteile (Stammumfang mindestens 30 cm). Bei
einer eingriffsbedingten Beseitigung der Baume sind die Vorgaben dieser Baumschutzsat-
zung anzuwenden. Als Ersatzpflanzung fur Laubb&dume sind je angefangene 20 cm Stamm-
umfang in 1,30 m Hohe ein Baum mit einem Umfang von 12-14 cm zu pflanzen.

Schutzgut Mensch

In Bezug auf das Schutzgut Mensch sind Fragen des Wohlbefindens und der Gesundheit zu
betrachten.

e Beeintrachtigung und Wertung

- Im Plangebiet selbst und seiner ndheren Umgebung sind keine Larmquellen vorhanden;
StralRenlarm ist nicht relevant. LArmimmissionen, die sich schadlich auf das Wohlbefin-
den auswirken kdnnten, sind nicht zu erwarten.

- Geruchsbelastungen und Luftverunreinigungen (z.B. durch Staub) durch die stiddstlich
des Tremmener Wegs gelegenen landwirtschaftlichen Betriebsflachen sind nicht zu er-
warten.

- Bodenverunreinigungen und Altlasten sind nicht bekannt.

- Durch Freileitungen oder Erdkabel verursachte elektromagnetische Felder sind nicht be-
kannt.

- Fur das Orts- und Landschaftsbild besitzen die Baume aus Sicht der griinordnerischen
Belange neben der dkologischen Bedeutung vor allem einen malRgebenden Wert fur das
Orts- und Landschaftsbild. Die vorhandene Birkenreihe ist im Zusammenhang mit der
Wiesenflache pragend fur den dorflichen Charakter und vermittelt eine Leichtigkeit und
Weite.

Die Beeintrachtigungen sind nicht erheblich. Das Landschaftsbild wird neu gestaltet.

Schutzgut Kultur- und Sachguter

Kultur- und sonstige Sachgiter, die Objekte von gesellschaftlicher Bedeutung und offentli-
chem Interesse sind, sowie Bodendenkmale sind nicht betroffen.

5.2.3 Artenschutzrechtliche Ersteinschatzung

Bei Bebauungsplanen mit weniger als 20.000 m2 Grundflache besteht in Bezug auf den Ar-
tenschutz die Aufgabe der Gemeinde darin, zu priufen, ob sich Verdachtsmomente ergeben,
die bei der Umsetzung der Planung einen Versto3 gegen ein Verbot nach § 44 Abs. 1
BNatSchG bewirken kénnten (Arbeitshilfe Artenschutz und Bebauungsplan, Januar 2009).

In der zu diesem Zweck erarbeiteten Artenschutzrechtlichen Ersteinschatzung [siehe Anhang
2] wurden die prifrelevanten Tierartengruppen Vogel und Fledermduse behandelt. Von Be-
troffenheiten, die fur einen Verstof3 gegen ein Verbot nach § 44 Abs. 1 BNatSchG sprechen,
ist dem Ergebnis nach nicht auszugehen, wenn im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens
und der kiinftigen Umsetzung der Planung die folgenden Mafinahmen Berticksichtigung fin-
den:
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- Erhalt der Baumreihe an der SchulstralRe (Birken),

- Baumrodung im Winterhalbjahr auerhalb der Brutzeit (Oktober bis Marz),

- Baufeldfreimachung, einschlie3lich Abriss Unterstand im Winterhalbjahr aul3erhalb der
Brutzeit (Oktober bis Méarz).

Des Weiteren wird darauf verwiesen, dass vor der Féllung von Badumen eventuell vorkom-
mende Hohlen fachkundig auf Fledermausquartiere und Nistplatze zu untersuchen sind. Bei
einem Fund mehrjahrig genutzter Nistplatze und / oder Quartiere sind vor der Féallung geeig-
nete MalRnahmen zu ergreifen (z. B. Nistkdsten, Fledermauskasten). Die Untere Natur-
schutzbehorde ist zur Kontrolle der durchzufiihrenden MalRnahmen heranzuziehen. in den
Bebauungsplan ist ein entsprechender Artenschutzhinweis aufzunehmen [siehe Kapitel
5.3.5].

Auf dieser Grundlage ist absehbar, dass sich keine Anhaltspunkte daflr ergeben, dass durch
den Bebauungsplan Verbotstatbestdnde geman § 44 Abs. 1 BNatschG beruhrt werden konn-
ten, welche die Gemeinde weder bauplanungsrechtlich noch artenschutzrechtlich verpflich-
tet, weitere Ermittlungen anzustellen.

Zum Inhalt der Artenschutzrechtlichen Ersteinschatzung im Einzelnen wird auf Anhang 2 der
Bebauungsplanbegriindung verwiesen.

5.3 Grunordnerische Festsetzungen

Da der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB aufgestellt wird, ist
eine Umweltprifung nach 8 2a Abs. 4 BauGB nicht durchgefiihrt worden. Die naturschutz-
rechtliche Eingriffsregelung entféllt, da durch das geplante Vorhaben eine Grundflache von
20.000 m2 nicht Uberschritten wird (Grenzwert gemaf 8§ 13a Abs.1 Satz 2 Nr. 1 BauGB).

Der Wegfall der Verpflichtung zur Umweltprifung und zur naturschutzrechtlichen Eingriffsre-
gelung fuhrt jedoch nicht dazu, dass die naturrdumlichen und griinordnerischen Belange in
der Planung und Abwéagung unbericksichtigt bleiben [siehe Kapitel 5.2]. Zur Vermeidung
und Minderung der Eingriffe in Natur und Landschaft, aus Griinden der Gestaltung des Orts-
bildes und zur Gewébhrleistung der Einbindung des Vorhabens in die naturraumliche Situation
enthalt der Bebauungsplan folgende grinordnerischen Festsetzungen:

5.3.1 MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Land-
schaft [8 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB]

Die Textfestsetzung Nr. 11 regelt in Satz 1, dass auf den Baugrundstiicken bei der Befesti-
gung von Zufahrten und Stellplatzen sowie von Platz- und Wegeflachen sowohl fur die Ober-
flachenbelége als auch fur deren Unterbau keine Materialien verwendet werden durfen, die
zu einer Vollversiegelung der Flachen flhren. Der Einsatz von Asphalt und Beton sowie von
Plattenbelagen oder Pflasterungen mit Fugenverguss oder vergleichbaren Materialien ist
somit auf den Grundstiicken nicht zulassig. Zulassig sind hingegen alle mit offenen Fugen
verlegte Befestigungen ohne massiven Unterbau (zum Beispiel in Sandbett verlegte Platten
oder Pflasterungen), Rasenpflaster, Rasengittersteine oder Schotterrasen.

Die Festsetzung dient dem Ziel, die Beeintréachtigungen durch Versiegelungen der Flachen
im Plangebiet zu begrenzen. Teilversiegelungen statt Vollversiegelungen dienen insbeson-
dere dem Schutz des Bodens. Zudem ist in teilversiegelten Flachen die Anreicherung des
Grundwassers moglich.
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Von der Regelung ausgenommen sind gemal Satz 2 der Festsetzung Zufahrten sowie Auf-
stell- und Bewegungsflachen, wenn sie aus Grinden des Feuerwehreinsatzes erforderlich
sind. GemaR §5BbgBO i.V.m. der Richtlinie Uber Flachen fir die Feuerwehr vom
09.07.2007 sind Zu- und Durchfahrten sowie Aufstell- und Bewegungsflachen fir die Feuer-
wehr so zu befestigen, dass sie von Fahrzeugen mit einer Achslast von bis zu 10t und ei-
nem zulassigen Gesamtgewicht bis zu 16 t befahren werden kdénnen. Dies ist nur mit einem
massiven Unterbau moglich, jedoch nicht durch Konstruktionen und Materialien gemaf Satz
1 der Festsetzung.

5.3.2 Erhaltung von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen [§ 9 Abs. 1
Nr. 25b BauGB]

In der Planzeichnung (Teil A des Bebauungsplans) wird festgesetzt, dass die entlang der
Schulstralle auf den Grundstiicksflachen gelegene Baumreihe zu erhalten ist.

Die Textfestsetzung Nr. 12 trifft dazu ergdnzend die Festsetzung, dass bei Abgang von ein-
zelnen Baumen der Reihe (zum Beispiel bei Verlust durch Schadigung oder Uberalterung)
durch Nachpflanzung Ersatz in der Art zu schaffen ist, dass die Erhaltung der hauptsachlich
aus Sand-Birken (Betula pendula) bestehenden Baumreihe gewahrleistet bleibt — gleicharti-
ger Ersatz -. Die Sandbirke wird deshalb als Baumart fur Nachpflanzungen empfohlen. Um
einen Anwuchs und die Entwicklung zu gewdhrleisten, muss der nach zupflanzende Baum
mindestens Uber die in der Festsetzung genannte Pflanzqualitat verfligen (Hochstamm,
Stammumfang mindestens 18-20 cm, gemessen in 1,0 m Hohe).

Die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen zur Erhaltung der tUberwiegend aus Birken
bestehenden Baumreihe dienen sowohl der Erhaltung und Pflege des Ortsbildes, das ent-
lang der Schulstral3e durch die vorhandene Reihe grofRer Birken mafR3geblich gepragt wird,
als auch dem Artenschutz. Auf diese Weise sollen besonders wichtige Habitatstrukturen,
insbesondere fur Vogel und Insekten, erhalten bleiben.

Nicht gesondert festgesetzt wird im Bebauungsplan die Erhaltung einer das Orts- und Land-
schaftsbild zurzeit ebenfalls mitpréagenden alten Weide am westlichen Plangebietsrand. Auch
dieser Baum dient als Lebensraum insbesondere fur Vogel und Insekten. Da der Baum je-
doch bereits in der Endphase seiner Entwicklung steht, ware die Festsetzung einer Erhal-
tungsbindung, durch die die Bebaubarkeit der umgebenden Grundstiicksteile deutlich einge-
schrankt werden wirde, nicht angemessen.

5.3.3 Anpflanzen von Baumen, Strduchern und sonstigen Bepflanzungen [§ 9 Abs. 1
Nr. 25a BauGB]

GemalR Textfestsetzung Nr. 13 ist auf jedem Baugrundstiick mindestens ein standortheimi-
scher Baum (Stammumfang mindestens 12 cm, gemessen in 1,0 m Hohe bzw. Stammbusch
in vergleichbarer Qualitat) zu pflanzen oder mindestens 50 m? standortheimische Stréucher
oder Hecken. Auf den Baugrundstiicken bereits vorhandene Baume konnen angerechnet
werden, sofern sie hinsichtlich ihrer Art und Qualitdt den an die Neupflanzungen gestellten
Anforderungen entsprechen.

Obwohl keine Verpflichtung zum Ausgleich von unvermeidbaren Beeintrachtigungen besteht,
dient die Festsetzung der Neugestaltung des Landschaftsbildes. Durch die kiinftige Bebau-
ung wird das bestehende Landschaftshild (Wiese / Weide) zwar verandert, doch kann durch
die festgesetzte Bepflanzung mit heimischen BAumen und Strauchern die geplante Wohnbe-
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bauung in den dérflichen Charakter eingebunden werden. Gleichfalls bernehmen die fest-
gesetzten Pflanzungen Funktionen im Sinne des Naturschutzes und der Landschaftspflege.

5.3.4 Pflanzenliste

Die den grunordnerischen Textfestsetzungen angefiigte Pflanzenliste enthalt eine Auswahl
standortheimischer Straucher und Baume, welche fir die Erhaltung und Entwicklung des ty-
pischen Orts- und Landschaftsbildes und der Lebensraume der darin heimischen Tierwelt
besonders geeignet sind.

Die Pflanzenliste besitzt empfehlenden Charakter und ist nicht abschlie3end.

Es soll die Entwicklung standortgerechter, gebietstypischer Pflanzenarten im Gebiet unter-
stutzt werden. Damit wird ein Beitrag zur Entwicklung vielfaltiger, landschaftstypischer Le-
bensraume fiir Flora und Fauna geleistet.

5.3.5 Artenschutzhinweis

Aus der artenschutzrechtlichen Ersteinschatzung zur Betroffenheit europarechtlich und nati-
onal geschutzter Arten ergeben sich keine Anhaltspunkte, die im Rahmen des Bebauungs-
planverfahrens weiter fihrende artenschutzrechtliche Ermittlungen und die Festsetzung von
Mafnahmen zum Schutz geschutzter Arten erfordern.

Da eine Betroffenheit geschitzter Arten sowohl durch kiinftige Baumafnahmen als auch
durch - gemaR den Festsetzungen und nachrichtlichen Ubernahmen des Bebauungsplans
zulassige - Baumfallungen jedoch nicht vollstandig ausgeschlossen werden kann, wird in den
Bebauungsplan der folgende Artenschutzhinweis aufgenommen:

Lvor Durchfiihrung von Baumal3nahmen ist zu prifen, ob die artenschutzrechtlichen Ver-
botsvorschriften des § 44 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG 2009) fir besonders
geschitzte Arten gemal § 7 Abs. 2 Nr. 13b BNatSchG eingehalten werden. Andernfalls sind
bei der jeweils zustédndigen Behdrde artenschutzrechtliche Ausnahmen (845 Abs. 7
BNatSchG) einzuholen. Hieraus kénnen sich besondere Beschrankungen fur die Baumal3-
nahmen ergeben (z.B. hinsichtlich der Bauzeiten).

Dies gilt in gleicher Weise fur gemal den Festsetzungen und nachrichtlichen Ubernahmen
des Bebauungsplans zulassige Fallungen von Baumen.“

Der Hinweis ist in kiinftigen Bauantragsverfahren sowie bei Baumféllantrdgen zu bericksich-
tigen.

6 Flachenbilanz

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst eine Flache von etwa 9.646 m2. Die ge-
samte Flache wird als Allgemeines Wohngebiet festgesetzt.

Bei einer GrundstiicksgroRe von mindestens 600 m2 kénnen auf der Flache maximal 15
Grundstlcke parzelliert werden.

Fir die nicht direkt Gber die Schulstrae und den Tremmener Weg erschlossenen Parzellen

ist voraussichtlich ein Anteil von etwa 450 bis 600 m? der Baugebietsflache fur die Erschlie-
Bung der rickwartig gelegenen Grundstiicke (als Geh-, Fahr- und Leitungsrechte auf priva-
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ten Grundstiicksflachen oder als neu angelegte — von den Anliegern gemeinschaftlich nutz-
bare - Verkehrsflache] vorzusehen.

7 Auswirkungen der Planung

Durch die Aufstellung des Bebauungsplans andert sich insbesondere die bau- und planungs-
rechtliche Situation. Es ist davon auszugehen, dass die Planung aufRerdem Auswirkungen
auf die technische und soziale Infrastruktur des Ortsteiles Wachow, auf die wirtschaftlichen
Verhaltnisse des Grundstickseigentiimers und auf den Haushalt der Stadt Nauen hat. Des-
weiteren erzeugt der Bebauungsplan Auswirkungen auf die Umwelt.

Von folgenden Auswirkungen des Bebauungsplans ist auszugehen:

7.1 Anderung des Bau- und Planungsrechts

Durch den Bebauungsplan werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir die Bebau-
ung des gesamten Plangebiets geschaffen, die auf der Grundlage der Innenbereichs- und
Abrundungssatzung fir die Ortslage Wachow bisher nur fir einen 20 Meter tiefen Streifen
entlang der Schulstral3e vorlagen. Der Bebauungsplan wird in diesem Bereich kinftig die
zurzeit noch rechtskraftige Klarstellungs- und Abrundungsatzung ersetzen.

7.2 Auswirkungen auf die Ver- und Entsorgung des Gebietes

Der Bebauungsplan wird nur geringfigige Auswirkungen auf die Ver- und Entsorgung des
Gebietes (technische Infrastruktur) haben.

Das Plangebiet ist Uber die Schulstrale und den Tremmener Weg bereits weitest gehend
verkehrstechnisch erschlossen. Von den voraussichtlich etwa 15 entstehenden Grundstu-
cken kann die Mehrzahl direkt von diesen StralRen erschlossen werden. Lediglich einige
Grundsticke am 0stlichen Rand des Plangebietes miussen Uber Geh-, Fahr- und Leitungs-
rechte oder durch eine interne gemeinschaftliche ErschlieBung neu an die vorhandenen
Stral’en angebunden werden.

Auch die MedienerschlieBung kann im Wesentlichen tber die Schulstral3e und den Tremme-
ner Weg erfolgen. Die im Bereich der Stral3en bereits vorhandenen Leitungen und Anschlis-
se mussen entsprechend dem durch die zusatzliche Bebauung entstehenden Bedarf erwei-
tert werden.

Eine Kapazitatsermittiung der vorhandenen Netze und die Berechnung des zusétzlichen Be-
darfs ist im Rahmen der Entwurfbearbeitung zum Bebauungsplan noch nicht erfolgt. Die
Versorgungsunternehmen haben sich im Rahmen des Beteiligungsverfahrens zum Bebau-
ungsplan dberwiegend geaul3ert und mitgeteilt, dass die ErschlieBung des Gebietes grund-
satzlich moglich ist. Die Stellungnahmen enthalten teilweise bereits detaillierte Hinweise, die
bei den an das Bebauungsplanverfahren anschlieBenden Vorbereitung der Erschliel3ungs-
mafinahmen zu berlcksichtigen sind. Die Hinweise sind in Kapitel 8 der Bebauungsplanbe-
grindung zusammengefasst.

23



Stadt Nauen OT Wachow, BP ,Ehemaliger Festplatz* Begriindung

7.3 Auswirkungen auf die soziale Infrastruktur und die wirtschaftlichen Ver-
haltnisse

Der Bebauungsplan dient der Deckung des Wohnbedarfs der ortsansassigen Bevolkerung
von Wachow und der Einwohner im Einzugsbereich des Mittelzentrums Nauen.

Bei einer Inanspruchnahme der im Bebauungsplangebiet entstehenden etwa 15 Bau-
grundstiicke vorrangig durch Familien mit ein bis zwei Kindern ist im Ortsteil Wachow mit ei-
nem Einwohnerzuwachs von etwa 45 bis 60 Einwohnern zu rechnen.

Die Stadt Nauen verfligt im Bestand Uber ausreichende Kapazitaten, um den aus dem Ein-
wohnerzuwachs entstehenden Bedarf im Bereich der sozialen Infrastruktur zu decken. So-
wohl im Ortsteil Wachow als auch im Ortsteil Gro3 Behnitz sind Kindertagesstatten vorhan-
den. Die Notwendigkeit zu Erweiterungen i.V.m. der Umsetzung des Bebauungsplans ist aus
gegenwartiger Sicht nicht erkennbar.

7.4 Finanzielle Auswirkungen fir die Stadt Nauen

Die in Verbindung mit der Erarbeitung des Bebauungsplans entstehenden Kosten werden
von der Grundstiickseigentimerin des Flurstiickes 134/4, aus dem das Plangebiet aus-
schlie3lich besteht, getragen. Die Stadt Nauen hat dazu mit der Eigentiimerin einen Kosten-
Ubernahmevertrag geschlossen. Der Stadt entstehen somit keine diesbeziglichen Kosten.
Innerhalb der Bauverwaltung der Stadt entstehen lediglich interne Kosten fir die Erflllung
der nicht nach Aul3en Ubertragbaren hoheitlichen Aufgaben im Rahmen der Verfahrens-
durchfiihrung.

Aus den zu erwartenden Auswirkungen der Planung auf die soziale und technische Infra-
struktur werden der Stadt Nauen voraussichtlich keine Folgekosten entstehen:

Da davon ausgegangen werden kann, dass Erweiterungen der Einrichtungen der sozialen
Infrastruktur (Kindertagesstatten, Schulen / Hortbetreuung) nicht erforderlich werden, ist mit
diesbezlglichen Kosten nicht zu rechnen.

Das Plangebiet kann tber die vorhandenen Anlagen verkehrs- und medientechnisch ange-
bunden werden. Die Kosten fiur die interne ErschlieBung des Plangebiets hat die Grund-
stiickseigentimerin selbst zu tragen. Mit nicht auf die Eigentiimerin umlegbaren Kosten
muss die Stadt Nauen daher nicht rechnen.

7.5 Bodenordnende MalRnahmen

Zur Umsetzung des Bebauungsplanes sind keine bodenordnende MalRnahmen nach Bauge-
setzbuch erforderlich.

7.6 Auswirkungen auf die Umwelt

Die geplante Wohnbebauung (ca. 14 bis 15 Grundsticke) wirkt sich insbesondere auf das
bisher als Weideflache genutzte Frischwiesenbiotop sowie auf das Orts- und Landschaftsbild
aus. Durch die kunftigen Gebaude und Nebenanlagen wird es zu Bodenversiegelungen
kommen. Die bisherige Weideflache geht zugunsten privater Grundstiicks- bzw. Gartenfla-
chen verloren.
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Da der Bebauungsplan auf der Grundlage von 8§ 13a BauGB im beschleunigten Verfahren
aufgestellt wird, war die Durchfiihrung einer Umweltprifung nach § 2a Abs. 4 BauGB nicht
erforderlich. Der Wegfall der Verpflichtung zur Umweltpriifung und zur naturschutzrechtlichen
Eingriffsregelung hat jedoch nicht dazu gefuhrt, dass die Belange des Umweltschutzes in der
Planung und Abwagung unberiicksichtigt geblieben sind [siehe Kapitel 5.2 und 5.3]:

In den Kapiteln 5.2.1 und 5.2.2 der Bebauungsplanbegriindung werden die zu erwartenden
Auswirkungen der Planung auf die gemafls 8 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB zu bertcksichtigenden
Belange des Umweltschutzes und die empfohlenen MalRhahmen zur Vermeidung und Min-
derung der Eingriffe in Natur und Landschaft, aus Grinden der Gestaltung des Ortsbildes
und zur Gewabhrleistung der Einbindung des Vorhabens in die naturrdumliche Situation erlau-
tert.

Aus der im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens erarbeiteten artenschutzrechtlichen Erst-
einschatzung zur Betroffenheit europarechtlich und national geschutzter Arten [siehe Kapitel
5.2.3 und Anhang 2 der Bebauungsplanbegriindung] haben sich keine Anhaltspunkte daftr
ergeben, dass durch den Bebauungsplan Verbotstatbestdnde geméanR § 44 Abs. 1 BNatschG
berihrt werden kénnten. Die Gemeinde war daher weder bauplanungsrechtlich noch arten-
schutzrechtlich verpflichtet, weitere Ermittlungen anzustellen.

In Kapitel 5.3 der Bebauungsplanbegriindung werden schliel3lich die grinordnerischen Fest-
setzungen zur Minderung und Vermeidung der Eingriffe in Natur und Landschaft erlautert.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Umsetzung der Planung mit Beeintrachtigun-
gen einzelner Schutzguter verbunden ist. Auf der Grundlage der im Bebauungsplan getroffe-
nen grinordnerischen Festsetzungen wird jedoch eine Minimierung der Eingriffe in Natur und
Landschaft erreicht. Die nicht vermeidbaren Eingriffe sind durch die griinordnerischen Fest-
setzungen ausgleichbar.

Den Belangen des Biotop- und Artenschutzes und den Inhalten der Landschaftsplanung
kann im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens ausreichend Rechnung getragen werden.

8 Hinweise fir die Umsetzung des Bebauungsplans

Die im Rahmen des gemaR § 4 Abs. 2 BauGB durchgefuihrten Beteiligungsverfahrens einge-
gangenen Stellungnahmen der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange enthal-
ten zum Teil Hinweise zu Belangen, die nicht im Bebauungsplan regelbar sind, sondern die
anschlieRende Umsetzung der Planung betreffen. Es handelt sich insbesondere um die Hin-
weise aus folgenden Stellungnahmen:

Brandenburgisches Landesamt fiir Denkmalpflege und Arché&ologisches Landesmu-
seum, Abteilung Bodendenkmalpflege

Im Plangebiet sind keine Bodendenkmale bekannt. Da jedoch mit dem Vorhandensein von
bisher unentdeckten Bodendenkmalen zu rechnen ist, wird auf die Festlegungen des Bran-
denburgischen Denkmalschutzgesetzes (BbgDSchG) hingewiesen, die zu befolgen sind,
wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmale entdeckt werden sollten:

Sollten bei Erdarbeiten Bodendenkmale, wie Steinsetzungen, Mauerwerk, Erdverfarbungen,
Holzpfahle oder -bohlen, Tonscherben, Metallsachen, Miinzen, Knochen u.&. entdeckt wer-
den, sind diese unverziglich dem Brandenburgischen Landesamt fir Denkmalpflege und Ar-
chéologischen Landesmuseum, Abteilung Bodendenkmalpflege und der unteren Denkmal-
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schutzbehérde des Landkreises anzuzeigen (8 11 Abs. 1 und 2 BbgDSchG).Die entdeckten
Bodendenkmale und die Entdeckungsstatte sind bis zum Ablauf einer Woche nach der An-
zeige in unverandertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren fir die
Erhaltung zu schitzen (8 11 Abs. 3 BbgDSchG). Funde sind unter den Voraussetzungen der
88 11 Abs. 4, 12 BbgDSchG abgabepflichtig. Die Bauausfuhrenden sind tUber diese gesetzli-
chen Festlegungen zu belehren.

Zentraldienst der Polizei, Kampfmittelbeseitigungsdienst

Fur das Plangebiet liegen zum gegenwartigen Zeitpunkt keine konkreten Anhaltspunkte fur
das Vorhandensein von Kampfmitteln vor. Es ist deshalb nicht erforderlich, Malinahmen der
Kampfmittelbeseitigung durchzufiihren.

Sollten bei Erdarbeiten dennoch Kampfmittel gefunden werden, ist es verboten diese zu be-
rihren und deren Lage zu verandern. Es besteht die Verpflichtung, die Fundstelle unverziig-
lich der nachsten ortlichen Ordnungsbehérde oder der Polizei anzuzeigen. [Kampfmittelver-
ordnung fur das Land Brandenburg (KampfmV) vom 23.11.1998, veréffentlicht im Gesetz-
und Verordnungsblatt fir das Land Brandenburg Teil Il Nr. 30 vom 14.12.1998]

Landkreis Havelland

Untere Wasserbehoérde

1. Eine Benutzung der Gewasser bedarf gemalR § 8 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) der
behdrdlichen Erlaubnis oder Bewilligung und ist gesondert bei der unteren Wasserbehor-
de des Landkreises Havelland zu beantragen. Benutzungen kdnnten z. B. sein:

- die Absenkung des Grundwasserstandes;
- die Einleitung von Abwasser und Niederschlagswasser in das Grundwasser oder in
oberirdische Gewésser

2. Das unbelastete Niederschlagswasser kann in der umgebenden Begriinung versickert
werden.

3. Der Umgang mit wassergeféahrdenden Stoffen ist gemafl § 20 Abs.1 des Brandenburgi-
schen Wassergesetzes (BbgWG) der unteren Wasserbehérde vorher anzuzeigen.

4. GeméalR § 31 WHG bediirfen die Herstellung, Beseitigung und Umgestaltung eines Ge-
wassers (z.B. Biotope, Kanale, Graben, Teiche) der wasserbehérdlichen Genehmigung.
Fur Anlagen an diesen Gewassern sind gemaR 8 87 BbgWG die wasserrechtlichen Ge-
nehmigungen einzuholen.

Untere Abfall- und Bodenschutzbehorde

Im Plangebiet sind im Altlastenkataster derzeit keine Altlastverdachtsflachen registriert. Es
wird jedoch darauf hingewiesen, dass die katastermafige Erfassung von Altlastverdachtsfla-
chen noch nicht abgeschlossen ist. Der unteren Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehdrde
ist jede Auffalligkeit in Bezug auf Bodenkontaminationen bzw. das Auffinden von Altablage-
rungen unverziglich anzuzeigen, damit die notwendigen MalRhahmen getroffen werden kon-
nen (Rechtsgrundlage: § 31 ff Brandenburger Abfall- und Bodenschutzgesetz).

Offentlich-rechtlicher Entsorgungstrager

Es wird darauf hingewiesen, dass die einzelnen Grundstiicke in dem uber die SchulstralRe
und den Tremmener Weg erschlossenen Plangebiet gemaR 8§ 5 der Abfallsatzung fiir den
Landkreis Havelland an die Abfallentsorgung anzuschlieen sind und ein ausreichend gro-
3es Behaltervolumen vorzuhalten ist.
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Gesundheitsamt

Das Bebauungsplangebiet ist an das vorhandene offentliche Trinkwassernetz anzuschlie-
Ben. Bei der Neuverlegung von Trinkwasserleitungen zur ErschlieBung des Plangebietes ist
Folgendes zu beachten:

Planung, Bau und Betrieb der Trinkwasserversorgungsleitungen haben mindestens nach
den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu erfolgen (DIN 2000 ,Zentrale Trink-
wasserversorgung®).

Die Inbetriebnahme des neuen Leitungsabschnittes ist dem Gesundheitsamt spatestens
vier Wochen vorher anzuzeigen (8 13 TrinkwV 2001). Vor der Inbetriebnahme ist eine
Reinigung und Desinfektion der Anlage durchzufihren (DVGW-Regelwerk W 291 ,Des-
infektion von Wasserversorgungsanlagen®, Pkt. 7).

Voraussetzung fur die Inbetriebnahme ist der Nachweis der Keimfreiheit durch die mikro-
biologische Untersuchung von Wasserproben (DVGW-Regelwerk W 291, Pkte. 8 und 9
sowie DVGW-Regelwerk W 392 ,Rohrnetzinspektion und Wasserverluste — MaRnahmen,
Verfahren und Bewertungen®, Pkt. 4.6). Die Untersuchungen haben in einer gemaf § 15
Abs. 4 TrinkwV 2001 akkreditierten Untersuchungsstelle zu erfolgen (Liste siehe ABI.
Bbg. Nr. 7 vom 20.02.2008 S. 318).

Die Untersuchungsbefunde sind dem Gesundheitsamt zur Uberpriifung vorzulegen (§ 15
Abs. 3 TrinkwV 2001). Das Gesundheitsamt behdlt sich dartber hinaus grundséatzlich die
Entnahme amtlicher Proben vor (8§ 18 Abs. 2 Ziff. 2 TrinkwV 2001).

Ordnungs- und Verkehrsamt, SG Brandschutz

1.

Zu allen zu errichtenden Gebauden, die ganz oder mit Teilen mehr als 50 m von der 6f-
fentlichen Verkehrsflache entfernt liegen, sind Zu- und Durchfahrten fiir die Feuerwehr
errichten, wenn sie aus Grinden des Feuerwehreinsatzes erforderlich sind (88 3, 5
BbgBO).

Zu- und Durchfahrten fir die Feuerwehr missen eine lichte Breite von mindestens 3,00
m und eine lichte Durchfahrtshéhe von 3,50 m besitzen (§ 5 BbgBO i.V.m. der Richtlinie
Uber Flachen fur die Feuerwehr vom 09.07.2007).

Zu- und Durchfahrten fir die Feuerwehr, Aufstell- und Bewegungsflachen, welche dafir
vorgesehen sind, sind so zu befestigen, dass sie von Feuerwehrfahrzeugen mit einer
Achslast von bis zu 10 t und einem zulassigen Gesamtgewicht bis zu 16 t befahren wer-
den koénnen (8 5 BbgBO i.V.m. der Richtlinie Gber Flachen fir die Feuerwehr vom
09.07.2007).

Unter Zugrundelegung der Technischen Regeln des DVGW-Arbeitsblattes W 405 muss
eine Léschwassermenge von mindestens 48 ms3/h fur die Dauer von mindestens 2 Stun-
den zur Verfigung stehen. Die erste Léschwasserentnahmestelle darf maximal 120 m
vom zukinftigen Bauvorhaben entfernt sein.

Bei der Bereitstellung des Ldschwassers aus der offentlichen Trinkwasserversorgung
sind Hydranten entsprechend DVGW — Arbeitsblatt W 331 einzubauen. Vorrangig sind
Uberflurhydranten nach DIN 3222 einzubauen. Unterflurhydranten nach DIN 3221 sind
nur in Nennweite DN 80 einzubauen.

Bei der Bereitstellung des Loschwassers aus Loschwasserbrunnen muss die Ergiebigkeit
fur mindestens 3 Stunden gewahrleistet sein. Ldschwasserbrunnen muissen einen
Ldschwassersauganschluss nach DIN 14244 erhalten und Uber eine 3,50 m breite Zu-
fahrt fir Fahrzeuge mit einem zulassigen Gesamtgewicht von 14 t erreichbar sein.

Ein Nachweis Uber die zur Verfigung stehende Loschwassermenge ist bei der Enthahme
aus der offentlichen Trinkwasserversorgung durch eine Bescheinigung des zustandigen
Wasserversorgungsunternehmens und bei Entnahme aus Léschwasserbrunnen durch
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ein Abpumpprotokoll einer Feuerwehr oder eines Fachunternehmens zu erbringen. Das
Protokoll ist der zustandigen Brandschutzdienststelle zur Bestatigung vorzulegen.

8. Die Lage der Loschwasserentnahmestellen ist durch Hinweisschilder nach DIN 4066 —
Hinweisschilder fur den Brandschutz — gut sichtbar und dauerhaft zu kennzeichnen.

9. Bei Erfordernis ist unbedingt der drtlich zustéandige Sachbearbeiter Brandschutz der Stadt
Nauen in die weiterfihrende Planung einzubeziehen.

Havellandische Abfallwirtschaftsgesellschaft mbH (HAW)

Allgemein gilt fur alle NeuerschlieBungen und Umgestaltung von StraRen und Zuwegungen
die fur die Durchfiihrung der Entsorgungsleistung der HAW notwendig sind die UVV ,Miillbe-
seitigung” (BGV C 27). Der UVV ,Millbeseitigung” sind die Vorschriften zur Arbeitssicherheit
im Ablauf der Abfallentsorgung zu entnehmen. Sie bildet ebenfalls die Grundlage fir die Sat-
zung Uber die Abfaliwirtschaft im Kreis Havelland sowie die Bedingungen der Abfallentsor-
gung durch die HAW.

Diese Vorschriften sollten, um Diskussionen nach der Fertigstellung zu vermeiden, bereits
bei der Planung von Neubaugebieten bericksichtigt werden. So sollten StraRen bzw. Wege
ausreichend dimensioniert sein und keine Hindernisse aufweisen. Wendeanlagen, soweit
diese notwendig sind, sollten gentigend grof3ziigig geplant werden. Das Befahren von Stra-
Ren, die nicht den Vorgaben der Berufsgenossenschaft entsprechen, ist fir Abfallsammel-
fahrzeuge untersagt.

Eine ordnungsgemale Abfallentsorgung wird dadurch gewaéhrleistet, dass bei der Ausgestal-
tung der Verkehrsflachen folgende Voraussetzungen fur den Einsatz der vorwiegend ver-
wendeten dreiachsigen Entsorgungsfahrzeuge berticksichtigt werden:

- Die ErschlieBungsstralen bzw. Zuwegungen zu den Behalterstandpléatzen sollten offent-
liche Strallen sein. Handelt es sich um PrivatstralRen, so sollten zu Gunsten der HAW
entsprechende Geh- und Fahrrechte rechtswirksam eingerdumt werden.

- Eine Mindestdurchfahrtsbreite von 3,55 m ist zu gewdhrleisten (héchstzulassige Fahr-
zeugbreite nach StVZO zuziglich 0,5 m Sicherheitsabstand zu beiden Seiten des Fahr-
zeuges gemal DIN EN 349). Insbesondere vor dem Hintergrund parkender PKW / LKW
koénnen hierzu ggf. verkehrslenkende Mal3nahmen (z.B. in Form eines zeitlich begrenzten
Halteverbots) erforderlich sein.

- Abfallsammelfahrzeuge benétigen eine Mindestdurchfahrtshéhe von 4,00 m. Dieser As-
pekt sollte, genau wie die Mindestbreite, bei der Planung von Bepflanzun-
gen / Baumbestanden beriicksichtigt werden. Hieraus ergibt sich ein Lichtraumprofil von
4,00 m X 3,55 m.

- Die Kurvenradien missen gewahrleisten, dass diese von LKW (Dreiachser bis 30 t, kon-
struktionsbedingte Uberhange bis 4 m) ohne Rangieren durchfahren werden koénnen.
[Achtung: Die Schleppkurven in den .Empfehlungen fir die Anlage von Erschlie3ungs-
stral3en, EAE 85/95" basieren noch auf Fahrzeugtiberhdngen von 3,50 m in Lange.]

- Steigungen bzw. Gefalle sollten derart angelegt werden, dass fur Abfallsammelfahrzeuge
ein gefahrloses Befahren maoglich ist. Die bis zu 4 m langen Uberhange sind auch in die-
sem Zusammenhang zu beachten.

- Der StraRenuntergrund muss fir die Aufnahme von Lasten von 30 t ausgebaut werden.

- Bei der Anlage von ErschlieBungsstralien muss darauf geachtet werden, dass durch die
Bereitstellung der Abfallbehélter sowohl fir den StralRenverkehr .als auch fir den Ful3-
gangerverkehr keine Gefahr oder Behinderung zu befirchten ist.

Sofern in Sackgassen Wendeanlagen geplant sind, geben die geltenden Vorschriften (Richt-
linien fir die Anlage von StadtstralRen ,RASt 06“) folgende Rahmenbedingungen vor:
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Der Mindestdurchmesser muss 20 m betragen, zuziglich eines 1 m breiten stérungsfrei-
en Randes (Freiraum) an den AulRRenseiten flr Fahrzeuguberhange.

Pfianzinseln sind erst ab einem Mindestdurchmesser des Wendekreises von 25 m zulas-
sig (max. 6 m im Durchmesser flr Bepfianzungen).

An den Abfuhrtagen sind Wendeanlagen von parkenden Fahrzeugen freizuhalten.
Wendeanlagen haben einen Ausfahrradius von mindestens 10 m aufzuweisen. Behélter
an StralRen und Wegen, die aus technischen Griinden nicht von Abfallsammelfahrzeugen
befahren werden kénnen, werden nicht im Rahmen der sonst uUblichen Strallenabfuhr di-
rekt vor dem Grundstick entsorgt. Die Abfallbehélter missen in diesem Fall von den
Kunden an eine durch das Sammelfahrzeug erreichbare Stelle (Sammelplatz) gebracht
werden.

Sofern von der Wendeanlage nicht befahrbare Stichwege abzweigen, sollten fir die An-
lieger dieser Wege in den Mundungsbereichen entsprechend dimensionierte Sammel-
platze angelegt werden.

Fur Abfallgefale aus Sackgassen, die Uber keine Wendeanlage verfligen, sollten Sam-
melplatze im Mindungsbereich der n&chsten befahrbaren Stral3e eingerichtet werden.
Um spétere Interessenskonflikte mit kiinftigen Anwohnerrinnen und Anwohnern zu ver-
meiden, sind Sammelplatze im B-Plan aufzunehmen.

Sammelplatze sind derart anzulegen, dass weder der Ful3ganger noch der Stral3enver-
kehr gefahrdet oder behindert werden.

Sammelplatze missen so vom Entsorgungsfahrzeug angefahren werden kénnen, dass
das Laden problemlos moglich ist.

Die Flache der Sammelplatze ist auf die Anzahl der zukinftigen Nutzer und die von die-
sen genutzten Abfallbehalter abzustimmen. Dabei sollte auch an ,Vorratsflachen gedacht
werden, die ggf. bei der EinflUhrung weiterer Abfallsammelsysteme (Papiertonne, DSD-
Tonne) bendtigt werden. Fur die Abfallbehalter geiten folgende Abmessungen (ca. -
Malie):

Behalterart Tiefe Breite

MGB W80 | 0.51m 0,46 m
MGB 120 | 0,56 m 0,48 m
MGB 240 | 0.74 m 0.59 m
MGB1.I00 i 1,08 m 1,36 m

Bei der Planung der Sammelpléatze sollte geniigend Flache zur Handhabung der Behalter
vorgesehen werden.

Eine ,zumutbare” Transportentfernung sollte besonders vor dem Hintergrund der Sperr-
mllbereitstellung nicht Gberschritten werden.

Da teilweise Tonnen sowie DSD-Abfalle, d.h. Leichtverpackungen, an einem Tag abge-
fahren werden, ist zusatzlicher Platz fir die ,Gelben Sacke" zu beriicksichtigen. Ebenso
sollte Platz fur die Sperrmiillentsorgung eingeplant werden.

Wahrend der ErschlieBungs- und Bauphasen von Neubaugebieten kdnnen erfahrungs-
gemal die ErschlieBungsstralen oft noch nicht genutzt werden; sei es aufgrund parken-
der Baustellenfahrzeuge oder unzureichender Fahrbahnbefestigung. Es ist daher sinn-
voll, wahrend dieser Phase voriibergehende Sammelpléatze einzurichten.

Um Stérungen bei der Abfallentsorgung zu vermeiden, sollte die HAW auch Uber den
Abschluss einer Baumal3hahme umgehend in Kenntnis gesetzt werden.

Die Einrichtung von StraRenbaustellen sollte, sofern die Entsorgung von Anliegern direkt be-
troffen ist, vom StralRenbaulasttrager oder vom zustdndigen Ingenieurbiiro vorher mit der
HAW abgestimmt werden. Abfallsammelfahrzeuge sind in ihrer Ausfiihrung nicht mit Baustel-
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lenfahrzeugen vergleichbar. Eine ordnungsgemalie Abfallentsorgung bedarf daher folgender
Voraussetzungen:

- einen festen, d. h. bis 30 t belastbaren Fahruntergrund.

- Da die Fahrzeuge Bauart bedingt erheblich tiefer liegen als z. B. Baustellen-LKW, sind
Bodenwellen- oder Bodensenken soweit wie moglich zu minimieren. (Fahrbahnen, aus
denen Kanaldeckel oder Deckel von Stralenablaufen hervorstehen, kdnnen nicht befah-
ren werden.)

- Die bereits genannte Mindestdurchfahrtsbreite von 3,55 m ist zu gewahrleisten.

- Wahrend der Abfuhrtage ist die Durchfahrt dauerhaft sicherzustellen. Die ungefahren
Abfuhrzeiten kbnnen mit der HAW abgestimmt werden.

- Sollten wéahrend der Bautatigkeiten Stral3en oder Straf3enabschnitte flr Abfallsammel-
fahrzeuge nicht befahrbar sein, so sind an der nachsten befahrbaren Stralle Sammel-
platze einzurichten. (Dieses sollte in Abstimmung mit der HAW erfolgen.) Insbesondere
bei ,wandernden Baustellen" ist es nicht mdglich, feste Sammelplatze den betroffenen
Haushalten zuzuordnen. Die Abfallbehélter sollten daher von den Mitarbeitern der Bau-
firmen zu den Sammelplatzen transportiert werden. Es hat sich bewéhrt, diese Forde-
rung mit in die Ausschreibung aufzunehmen.

NBB Netzgesellschaft Berlin-Brandenburg mbH & Co. KG

Der Stellungnahme sind Planunterlagen beigeflgt, aus denen ersichtlich ist, dass in der
Schulstrale und im Tremmener Weg Leitungen zur Erdgasversorgung vorhanden sind. Auf
der Flache des Bebauungsplangebiets befinden sich hingegen bisher keine Leitungen/
Hausanschlisse.

Es wird mitgeteilt, dass im Zusammenhang mit der Verwirklichung des Bebauungsplanes
seitens der NBB zurzeit keine Planungen bestehen. Eine Versorgung des Planungsgebietes
ist grundsatzlich durch Nutzung der 6ffentlichen ErschlieRungsflachen unter Beachtung der
DIN 1998 herzustellen.

e.dis AG, Regionalbereich West Brandenburg

Der Stellungnahme sind Planunterlagen beigefugt, aus denen ersichtlich ist, dass in der
Schulstral3e und im Tremmener Weg Leitungen zur Stromversorgung vorhanden sind.

Es wird mitgeteilt, dass auf der Flache des Bebauungsplangebiets sich bisher keine Leitun-
gen / Hausanschlisse zur Stromversorgung befinden. Fur die ErschlieBung der geplanten
Bebauung ist, in Abhangigkeit von der bendtigten elektrischen Leistung, gegebenenfalls der
Ausbau des Versorgungsnetzes erforderlich.

Deutsche Telekom Technik GmbH

Es wird mitgeteilt, dass sich im Plangebiet keine Telekommunikationslinien der Telekom
Deutschland GmbH befinden. Zur telekommunikationstechnischen Versorgung des Plange-
bietes ist die Verlegung neuer Telekommunikationslinien erforderlich. Fir den rechtzeitigen
Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit den Baumaflinahmen
anderer Leitungstrager ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf der ErschlieBungsmalina-
men mindestens 3 Monate vor Baubeginn schriftlich angezeigt werden.
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Wasser- und Abwasserverband ,Havelland” (WAH)

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans besteht sowohl Uber die SchulstralRe als auch tber
den Tremmener Weg die Anschlussmdglichkeit an die offentliche Trinkwasserversorgungs-
anlage und Schmutzwasserbeseitigungsanlage des WAH. Grundstiicksanschlussleitungen
bis zur Grundstiicksgrenze sind bisher nicht existent. Auf entsprechende schriftliche Antrag-
stellung des Vorhabentragers bzw. Eigentimers kdnnten diese nachtréaglich hergestellt wer-
den. Voraussetzung hierfir ist die Vorlage einer Aufbruchgenehmigung durch den Stral3en-
baulasttréager der Schulstral3e bzw. des Tremmener Wegs.

Die Planunterlagen lassen bisher nicht erkennen, inwiefern der Vorhabentrager weitere 6f-
fentliche StraRenfihrungen durch das Wohngebiet zu flihren beabsichtigt. Sollte dies der Fall
werden und hier die Herstellung weiterer Erschlieungsanlagen Trink- und Schmutzwasser
fordern, so musste der Vorhabentrager mit dem Verband eine vertragliche Vereinbarung (Er-
schlieBungsvertrag) vor Bauausfiihrung eingehen.

Etwaige Planunterlagen zum Verlauf bzw. der Hohenlage von Trink- und Schmutzwasserlei-
tungen in der Schulstralle und dem Tremmener Weg kénnen beim WAH eingesehen wer-
den.

Wasser- und Bodenverband , GHHK-HK-HS*

Belange des Verbandes werden zum derzeitigen Planungsstand nur indirekt bertihrt. Sofern
bei der weiteren Planung Belange des Verbandes berihrt werden, ist der Verband erneut
einzubeziehen, um gegebenenfalls eine fachliche Stellungnahme abgeben zu kénnen.

Das auf den Baugrundstiicken anfallende Niederschlagswasser aus der Dachentwdsserung
und der Entwésserung sonstiger wenig belasteter Flachen ist unbedingt naturnah zur Versi-
ckerung zu bringen bzw. zu sammeln. Die Nutzung als Brauchwasser (Gartenbewasserung)
ist moglich.
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Anhang 1:

Textliche Festsetzungen (Teil B der Bebauungsplansatzung)

Stadtebauliche Festsetzungen

Planungsrechtliche Festsetzungen

1

2.1

2.2

2.3

Art der baulichen Nutzung [§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. 8 1 Abs. 6 Nr. 1
BauNVO]

Im Baugebiet WA sind alle Ausnahmen gemald § 4 Abs. 3 BauNVO nicht Bestandteil
des Bebauungsplans.

MindestmalRe der Baugrundstiicke [§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB] und zulassige Uber-
schreitungen der Grundflache [§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 4 Satze 2
und 3 BauNVO]

Im Baugebiet WA wird die GréRe der Baugrundstiicke auf mindestens 600 m? festge-
setzt.

Im Baugebiet WA wird die Breite der direkt an die Schulstrale und den Tremmener
Weg anschliel3enden Baugrundstiicke auf mindestens 17,00 m festgesetzt.

Die gemaR § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO zulassige Uberschreitung der Grundflachen
darf ausnahmsweise um weitere 150 m2 Uberschritten werden, wenn es sich um eine
Zufahrt zu einem Hinterliegergrundstiick handelt.

Beschrénkung der Anzahl der Wohnungen [8 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB]
Im Baugebiet WA sind je Einzelhaus maximal zwei Wohnungen zul&ssig.
Hohe der baulichen Anlagen [§ 9 Abs. 3 BauGB]

Die in der Planzeichnung als Hochstmal} festgesetzte Traufh6he von Geb&uden und
die in der textlichen Festsetzung Nr. 10 festgesetzten Hohen zulassiger Einfriedungen
und deren Sockel beziehen sich auf die durch den in der Planzeichnung eingetragenen
Hohenbezugspunkt festgesetzte Gelandehéhe (33,50 m 4. NHN im DHHN 92).

Stellpléatze und Garagen [§ 12 Abs. 6 BauNVO]

Im Baugebiet WA sind auf den direkt an die Schulstral3e und den Tremmener Weg an-
schlieBenden Baugrundstiicken zwischen der stral3enseitigen Grundstiicksgrenze und
der straRenseitigen Baugrenze bzw. deren geradliniger Verlangerung bis zu den seitli-
chen Grundstiicksgrenzen (nicht Uberbaubare Vorgartenbereiche) Garagen und Uber-
dachte Stellplatze (Carports) unzulassig.

Nebenanlagen [§ 14 Abs. 1 BauNVO]

Im Baugebiet WA sind auf den direkt an die Schulstral3e und den Tremmener Weg an-
schlieBenden Baugrundstiicken zwischen der straf3enseitigen Grundstiicksgrenze und
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der stralRenseitigen Baugrenze bzw. deren geradliniger Verlangerung bis zu den seitli-
chen Grundstiicksgrenzen (nicht Uberbaubare Vorgartenbereiche) nur Zufahrten, Zu-
gange sowie Nebenanlagen, die der Ver- und Entsorgung dienen; zulassig.

Bauordnungsrechtliche Festsetzungen

7

8.1

8.2

8.3

10

Gestaltung der Fassaden [§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 81 Abs. 1 und Abs. 10 Nr. 1
BbgBO]

Im Baugebiet WA sind glasierte Ziegel oder Verblendungen aus Materialien mit glasier-
ten Oberflachen sowie Verkleidungen aus Kunststoffen oder Metallen als Fassadenma-
terialien unzulassig.

Gestaltung der Dacher [§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. §81 Abs.1 und Abs.10Nr.1
BbgBO]

Im Baugebiet WA sind nur Dacher mit zwei einander gegenuber liegenden Flachen
gleicher Neigung (Satteldacher) mit mindestens 35° und maximal 55° (gemessen zur
Waagerechten) zulassig. Ausgenommen sind Dacher von Garagen, Uberdachten Stell-
platzen (Carports) und Nebengebauden, die eine Grundflache von 30 m2 nicht tber-
schreiten, sowie Dacher Uber untergeordneten Bauwerksteilen (z.B. Erker, Veranden,
vorgebaute Windfange oder Wintergarten). Diese diirfen auch als Pult- oder Flachda-
cher ausgebildet werden.

Die Ansichtsbreiten aller Gaupen auf einer Dachflache darf die Halfte der Trauflange
der betreffenden Dachflache nicht Gberschreiten.

Als Material zur Dacheindeckung von Geb&uden mit einer Grundflache von mehr als
30 m2 sind nur Dachsteine aus gebranntem Ton oder Dachsteine aus Beton zuldssig.

Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie [§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. §81
Abs. 1 und Abs. 10 Nr. 1 BbgBO]

Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie in, an oder auf Dach- und Aul3enwand-
flachen sind im selben Neigungswinkel wie die Dachflache bzw. parallel zur Aul3en-
wandflache anzubringen.

Einfriedungen [§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 81 Abs. 1 und Abs. 10 Nr. 1 BbgBO]

Im Baugebiet WA sind als Grundstiickseinfriedungen nur Z&une bis zu einer Hohe von
maximal 1,30 m zuldssig. Die Z&une durfen Uber Sockel aus Massivbaustoffen (zum
Beispiel aus Ziegeln, Beton, Werk- oder Naturstein) verfiigen, die einen Anteil von
30 cm an der zuldssigen Gesamthdhe nicht Uberschreiten. Pfeiler aus Massivbaustof-
fen sind nur zur seitlichen Begrenzung von Grundstickszufahrten und -zugédngen sowie
an den Grundstlicksecken zuldssig und dirfen die zulassige Gesamthtéhe der Einfrie-
dung nicht Gberragen.

Abweichend von den Festsetzungen der Séatze 1 bis 3 sind ausnahmsweise an den
Grenzen zwischen zwei benachbarten Grundsticken auch vollstandig geschlossene
Einfriedungen zulassig, wenn diese zugleich dem Sichtschutz dienen, eine Hohe von
2,00 m nicht tberschreiten und nicht aus Massivbaustoffen (zum Beispiel aus Ziegeln,
Beton, Werk- oder Naturstein) errichtet werden.
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Grinordnerische Festsetzungen

11

12

13

Malnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Land-
schaft [§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB]

Fur die Herstellung von Zufahrten, Stellplatzen, Platz- und Wegeflachen auf den Bau-
grundstlicken ist die Verwendung von Materialien fur Oberflache und Unterbau unzu-
lassig, die zu einer Vollversiegelung der Flachen fihren (zum Beispiel Asphalt, Beton,
Plattenbelage oder Pflasterungen mit Fugenverguss).

Davon ausgenommen sind Zufahrten sowie Aufstell- und Bewegungsflachen, wenn sie
aus Grunden des Feuerwehreinsatzes erforderlich sind.

Erhaltung von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen [§9 Abs. 1
Nr. 25b BauGB]

Die in der Planzeichnung festgesetzten Baume sind in ihrer Art und Auspragung zu er-
halten.

Bei Abgang von Baumen ist ein gleichartiger Ersatz (Hochstamm, Stammumfang min-
destens 18-20 cm, gemessen in 1,0 m Hohe) nachzupflanzen

Es wird als Baumart Sand-Birke (Betula pendula) empfohlen.

Anpflanzen von Baumen, Strduchern und sonstigen Bepflanzungen [§ 9 Abs. 1
Nr. 25a BauGB]

Auf jedem Baugrundstiick ist mindestens ein standortheimischer Baum (Stammumfang
mindestens 12 cm, gemessen in 1,0 m Héhe bzw. Stammbusch in vergleichbarer Qua-
litat) oder mindestens 50 m? standortheimische Straucher oder Hecken zu pflanzen.

Es sind die auf den Baugrundsticken vorhandenen Baume anzurechnen, sofern sie
mindestens den in Satz 1 genannten Anforderungen an Art und Qualitat entsprechen.

Es wird die Verwendung von Arten der Pflanzenliste empfohlen.

Pflanzenlisten

Folgende in den Pflanzenlisten enthaltene Arten werden zur Verwendung empfohlen:

Auswahl standortheimischer Strducher und Baume

Strducher und bodendeckende Gehdblze

Roter Hartriegel

Cornus sanguinea

Haselnul Corylus avellana
Pfaffenhitchen Euonymus europaeus

Efeu Hedera helix (Unterpflanzung)
Jelangerjelieber Lonicera caprifolium
Waldgeif3blatt Lonicera periclymenum
Holz-Apfel Malus silvestris

Kreuzdorn Rhamnus catharticus

Berg-Johannisbeere
Rote Johannisbeere
Feld-Rose
Hundsrose

Ribes alpinum
Ribes rubrum

Rosa arvensis
Rosa canina
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Zimt-Rose

Apfel-Rose

Kratzbeere

Echte Brombeere
Himbeere

Salweide

Schwarzer Holunder
Trauben-Holunder
Gewohnlicher Schneeball

Baume

Feld-Ahorn
Spitz-Ahorn
Sand-Birke
Hainbuche
Esche
Wald-Kiefer
Zitter-Pappel
Vogel-Kirsche
Sauer-Kirsche
Haus-Pflaume
Kultur-Birne
Stiel-Eiche
Mehlbeere
Eberesche
Winter-Linde
Flatter-Ulme

Rosa majalis

Rosa rugosa

Rubus caesius
Rubus fruticosus
Rubus idaeus

Salix caprea
Sambucus nigra
Sambucus racemosa
Viburnum opulus

Acer campestre
Acer platanoides
Betula pendula
Carpinus betulus
Fraxinus excelsior
Pinus sylvestris
Populus tremula
Prunus avium
Prunus cerasus
Prunus domestica
Pyrus communis
Quercus robur
Sorbus aria
Sorbus aucuparia
Tilia cordata
Ulmus laevis

Hochstammige Obstbaume alter Sorten [z. B. Apfel:

Dulmener Herbstrosenapfel, Finkenwerder Herbstprinz,

Grahams Jubilaumsapfel, Pommerscher Krummstiel;

Birne: Alexander Lukas, Boscs Flaschenbirne, Diels Butterbirne,
Gellerts Butterbirne; Kirsche: Altenburger Melonenkirsche,
Grol3e Schwarze Knorpel, Werdersche Braune, Werdersche

Glaskirsche; Pflaume: Anna Spéath, Konigin Viktoria]

Artenschutzhinweis

Vor Durchfiihrung von BaumafZnahmen ist zu prifen, ob die artenschutzrechtlichen Verbots-
vorschriften des § 44 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG 2009) fur besonders ge-
schitzte Arten gemal 8 7 Abs. 2 Nr. 13b BNatSchG eingehalten werden. Andernfalls sind
bei der jeweils zustéandigen Behdorde artenschutzrechtliche Ausnahmen (845 Abs. 7
BNatSchG) einzuholen. Hieraus kénnen sich besondere Beschrankungen fir die Baumal-
nahmen ergeben (z.B. hinsichtlich der Bauzeiten).
Dies gilt in gleicher Weise fiir gemafR den Festsetzungen und nachrichtlichen Ubernahmen

des Bebauungsplans zulassige Fallungen von Baumen.
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1. Einleitung

1.1. Aufgabenstellung

Die Erstellung der Artenschutzlichen Ersteinschatzung erfolgt im Rahmen der Aufstellung des
Bebauungsplanes "Ehemaliger Festplatz" im Ortsteil Wachow der Stadt Nauen.

Da die festgesetzte Grundflache dieses Bebauungsplanes weniger als 20.000 m? betragt, be-
steht die Aufgabe der Artenschutzrechtlichen Ersteinschatzung in der Prifung, ob sich Ver-
dachtsmomente ergeben, die bei der Umsetzung der Planung einen Verstol3 gegen ein Verbot
nach § 44 Abs. 1 BNatSchG bewirken kdnnten.

Die artenschutzrechtliche Ersteinschétzung wurde auf der Grundlage einer Ortsbegehung am
11.06.2013 vorgenommen. Daraufhin erfolgte eine Einschatzung zu maoglichen vorkommenden
Arten (Potentialabschéatzung) hinsichtlich der nach Anhang IV der FFH-Richtlinie geschutzten
Arten und der européischen Vogelarten.

1.2. Rechtliche Grundlagen

Die artenschutzrechtliche Ersteinschétzung beschaftigt sich mit den streng und besonders ge-
schitzten Tierarten gemal der Begriffsdefinition des § 7 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)
in Verbindung mit der Bundesartenschutzverordnung.
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Fir diese Tierarten gelten nach § 44 BNatSchG Absatz 1 folgende Vorschriften:

"Es ist verboten,

1. wild lebenden Tieren der besonders geschitzten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verlet-
zen oder zu téten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschéadigen
oder zu zerstoren,

2. wild lebende Tiere der streng geschiitzten Arten und der européischen Vogelarten wahrend der
Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu storen;
eine erhebliche Stdrung liegt vor, wenn sich durch die Stérung der Erhaltungszustand der lokalen
Population einer Art verschlechtert,

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestatten der wild lebenden Tiere der besonders geschiitzten Arten aus
der Natur zu entnehmen, zu beschéadigen oder zu zerstoren, ..."

Diese Verbote werden durch den Absatz 5 des § 44 erganzt:

(5) Fur nach § 15 zulassige Eingriffe in Natur und Landschaft sowie fir Vorhaben im Sinne des §
18 Absatz 2 Satz 1, die nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zulassig sind, gelten die Zu-
griffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote nach Maligabe der Satze 2 bis 5. Sind in Anhang IV
Buchstabe a der Richtlinie 92/43/EWG aufgefiihrte Tierarten, européaische Vogelarten oder solche
Arten betroffen, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 aufgefiihrt sind, liegt
ein Versto3 gegen das Verbot des Absatzes 1 Nummer 3 und im Hinblick auf damit verbundene
unvermeidbare Beeintrachtigungen wild lebender Tiere auch gegen das Verbot des Absatzes 1
Nummer 1 nicht vor, soweit die 6kologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffe-
nen Fortpflanzungs- oder Ruhestétten im rAumlichen Zusammenhang weiterhin erfillt wird.

Soweit erforderlich, kénnen auch vorgezogene AusgleichsmaflRnhahmen festgesetzt werden. Fir
Standorte wild lebender Pflanzen der in Anhang IV Buchstabe b der Richtlinie 92/43/EWG aufge-
fuhrten Arten gelten die Satze 2 und 3 entsprechend. Sind andere besonders geschiitzte Arten be-
troffen, liegt bei Handlungen zur Durchfihrung eines Eingriffs oder Vorhabens kein Verstol3 gegen
die Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote vor.

1.3. Beschreibung des Plangebietes

Das Plangebiet umfasst das gesamte Flurstiick 132/4 der Gemarkung Wachow mit einer Fla-
chengroRe von ca. 9.646 m2. Es liegt am Rand der dérflichen Bebauung zwischen Schulstralle
und Tremmener Straf3e und ist allseits von mehr oder weniger bebauten Grundsticken und
Garten umgeben.

Die Uberwiegende Flache des Flurstiickes ist Grinland und wird derzeit als Pferdekoppel ge-
nutzt. Am nordlichen Rand des Plangebietes entlang der Schulstral3e begrenzt eine Baumreihe,
die Uberwiegend aus alteren Birken (geschéatztes Alter ca. 50 Jahre) besteht, das Plangebiet.
Auler diesen Birken, eingestreut eine Trauben-Kirsche, einer alten Weide (Kopfweide) sowie
einem Obstbaum, die ebenfalls am nérdlichen Rand des Plangebietes stehen, sind keine weite-
ren BAume oder Straucher vorhanden.

Auf Grund der Weidenutzung ist das Griinland als Frischwiese verarmter Auspragung (051122)
anzusprechen. Im Bereich der Kopfweide haben sich nitrophytische Ruderalarten (iberwiegend
Brennnessel) angesiedelt.

Als bauliche Anlage ist der Vollstandigkeit halber ein Unterstand zu erwahnen, bestehend aus
Stahlpfosten mit einer teilweisen Uberdachung aus Wellplatten.

Aulerhalb des Geltungsbereiches, aber unmittelbar an der Plangebietsgrenze entlang der
SchulstraBe und der Tremmener Strale wurden vor schatzungsweise 10 bis 12 Jahren Stra-
Renbaume gepflanzt: an der Schulstral3e auf einer Lange von ca. 35 m Kugel-Ahorn, entlang
der Tremmener Stral3e Gberwiegend Spitz-Ahorn.
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2. Beschreibung der Wirkfaktoren des Vorhabens

Auf dem Plangebiet mit einer Grél3e von 9.646 m2 sollen ca. 14 bis 15 Baugrundstiicke mit ei-
ner MindestgréRe von 600 m? parzelliert und eine ErschlieBungsstralle angelegt werden. Die
zulassige Grundflachenzahl betragt 0,3. Die vorhandene Baumreihe aus Birken entlang der
SchulstraBe wird als Baumerhalt festgesetzt. Fur die Kopfweide und den Obstbaum ist eine
Festsetzung zum Erhalt nicht vorgesehen.

Die potentiellen baubedingten Wirkfaktoren beschranken sich in sehr begrenztem Umfang auf
Larm-, Staub- und Schadstoffemissionen durch Baustellenverkehr und Baumaschinen wahrend
der Bauzeit und sind als unerheblich und temporar zu bewerten.

Die Flacheninanspruchnahme durch Bebauung und Versiegelung ist als anlagenbedingte Be-
eintrachtigung anzusehen. Griinlandflache (artenarme Wiese) geht durch Uberbauung und Ver-
siegelung verloren. Es ist davon auszugehen, dass zwei Baume (Kopfweide und Obstbaum)
gerodet werden.

Barrierewirkungen und Zerschneidungseffekte werden nicht verursacht.

Die zukinftige Nutzung (Wohnen) ist nicht mit erheblichen Beeintrachtigungen verbunden.

3. Bestand und Betroffenheit der besonders geschitz ten Arten

Bei der Begehung des Plangebietes wurden u.a. Baume und sonstige geeignete Elemente auf
Niststandorte kontrolliert sowie die Grasfluren beziglich Artenauspragung und ihrer Habitat-
seignung bewertet.

Anhand der angetroffenen Biotopausstattung im Vorhabensgebiet und der angrenzenden Um-
gebung sowie aus den Kenntnissen uber Standort- und Lebensraumanspriiche dieser Tier- und
Pflanzenarten wurden Schlussfolgerungen auf mégliche Vorkommen von Anhang IV-Arten und
europdaischen Vogelarten gezogen und deren Betroffenheit hinsichtlich der Verbotstatbestande
beschrieben und bewertet.

3.1.  Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie

Die in Brandenburg vorkommenden besonders geschitzten Tier- und Pflanzenarten, die in der
Ubersicht der in Brandenburg vorkommenden Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie vom
Marz 2008 aufgefiihrt sind, werden nachfolgend bezlglich ihrer mdglichen Vorkommen im
Plangebiet gepruft.

3.1.1 Pflanzenarten nach Anhang IV der FFH-Richtlin ie

Es sind keine Pflanzenarten nach Anhang IV kartiert worden. Es ist unwahrscheinlich, dass auf
der Frischwiese artenarmer Auspragung besonders geschitzte Arten wie z. B. Frauenschuh
oder Kriechender Sellerie vorkommen.

3.1.2 Saugetiere nach Anhang IV der FFH-Richtlinie

Fledermause

Im Land Brandenburg kommen insgesamt 18 Fledermausarten nach Anhang IV der FFH-
Richtlinie vor. Es ist denkbar, dass Fledermause, die an Siedlungsraume angepasst sind, die
Flache des Plangebietes als Jagdhabitat und Transfergebiet nutzen. Fir ihre Quartiere bevor-
zugen sie ahnliche Strukturen wie die héhlenbritenden Vogelarten, z. B. Héhlungen und Spal-
ten in Geb&uden und Altbaumen. Geeignete Quartiermoglichkeiten fir Fledermause befinden
sich auf3erhalb des Plangebietes in der benachbarten dorflichen Bebauung (offene Dachbdden,
Schuppen, sonstige Nebengebaude, Kirchturm), so dass die im Geltungsbereich des Be-
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bauungsplanes vorkommenden Einzelstrukturen (z. B. Kopfweide) wahrscheinlich nicht genutzt
werden. Flederméuse oder ihre Quartiere konnten im Rahmen dieser Ersteinschatzung nicht
festgestellt oder gesichtet werden.

Artspezifische Vermeidungsmafnahmen:
Die Festsetzung zum Erhalt der Baumreihe sichert etwaige vorhandene bzw. potentielle Wohn-
und Brutplatze der Fledermause.

Da die Rodung der beiden Baume sowie der Abriss der Uberdachung auRerhalb der Brutzeiten
der Vogel im Winterhalbjahr (von Oktober bis Februar) zu erfolgen hat, werden auch Schéadi-
gungen potentieller Sommerquartiere von Flederméusen vermieden.

Vor der Féllung der Baume und des Abrisses des Unterstandes ist eine Kontrolle auf Fortpflan-
zungs- und Ruhestatten sowie anwesende Flederméause erforderlich. Die Beurteilung des Bau-
mes sollte durch einen Fachkundigen erfolgen. Bei einem Nachweis von Lebensstatten sind
geeignete Ersatzmal3nahmen abzuleiten und vor der Fallung umzusetzen (z. B. Anbringen von
Fledermauskéasten). Die Untere Naturschutzbehdrde ist zur Kontrolle der Malinahmen einzube-
ziehen.

Prognose und Bewertung des Totungsverbote geméald § 44 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. Abs. 5
BNatSchG:

Verletzung und Tétung von Tieren oder ihrer Entwicklungsformen im Zuge der Entnahme, Beschadigung, Zerstdrung
von Fortpflanzungs- und Ruhestéatten

Individuenverluste sind nicht zu erwarten.

Prognose und Bewertung des Stérungstatbestandes gemar § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG:
Erhebliches Stéren von Tieren wahrend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und Wanderungs-
zeiten

Die GrofRe des Plangebiets und auch die damit verbundenen bau- und nutzungsbedingten Sto-
rungen sind zu gering, um eine signifikante Beeintrachtigung eventueller Fledermausvorkom-
men erwarten zu lassen.

Prognose und Bewertung der Schadigungstatbestande gemal 8 44 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m. Abs. 5
BNatSchG:
Entnahme, Beschadigung, Zerstérung von Fortpflanzungs- und Ruhestéatten

Bei einer Begehung konnten keine Quartiere festgestellt werden. Im Falle von mdglicherweise
betroffenen Quartieren werden vorgezogene Malinahmen (CEF-Malinahme, z. B. Fledermaus-
k&sten) durchgefiihrt, so dass die dkologische Funktion im rAumlichen Zusammenhang erhalten
bliebe. Die doérfliche Bebauung in der Umgebung bietet ausreichend und besser geeignete po-
tentielle Quartiermdglichkeiten. Zudem handelt es sich bei den in Frage kommenden Baumen
um Einzelstrukturen, die in ihrer Eignung z. B. als Winterquartier beschrankt sind (nicht frost-
frei).

Zusammenfassende Feststellung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestande:
Ein Verbotstatbestand ist nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG bei Fledermausen nicht
erfullt.

Sonstige Saugetierarten

Das Vorkommen anderer in Brandenburg vorkommender, besonders geschitzter Saugetierar-
ten des Anhang IV wie z. B. der Biber, Feldhamster, Fischotter und Wolf kann auf Grund der
Kenntnisse Uber ihre landesweite Verbreitung bzw. der Biotopausstattung des Plangebietes
ausgeschlossen werden.
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3.1.3 Kafer nach Anhang IV der FFH-Richtlinie

Unter der Tierartengruppe Kéafer sind vier Arten in der Ubersicht der in Brandenburg vorkom-
menden Anhang IV-Arten aufgelistet. Zwei der aufgefuhrten Kaferarten kommen in Gewassern
vor und sind daher auszuschlieRen. Der Heldbock, oder auch Eichenbock genannt, siedelt
Uberwiegend im Mulm alter Stiel-Eichen, vereinzelt wahlt er auch Trauben-Eichen, Buchen und
Ulmen. Im Plangebiet kommen die genannten Baumarten nicht vor, somit ist die Anwesenheit
des Heldbocks ebenfalls auszuschlieRen.

Der Eremit oder Juchtenkéafer bevorzugt zur Eiablage Mulmhdhlen in Laubbdumen, vorzugs-
weise in Eichen und Weiden (Kopfweiden). Typische Lebensraume sind lichte Laubwalder in
Flusstélern, alte Eichen- und Buchenwalder und andere gro3ere und &ltere Laubbaumbestan-
de. Da der Juchtenkafer flugtrage ist und somit die Verbreitung der Art mit einer sehr geringen
Geschwindigkeit vonstatten geht, ist das Vorkommen in der Kopfweide, die sich als Einzelstruk-
tur in einem fir den Eremit untypischen Lebensraum befindet, sehr unwahrscheinlich.

3.1.4 Reptilien nach Anhang IV der FFH-Richtlinie

Das Plangebiet verfugt nicht Uber Biotopstrukturen (z. B. lockere, besonnte Sandbdden, Holz-
und Steinhaufen als Versteckmoglichkeiten), die die Besiedlung der streng geschitzten Zaun-
eidechse ermdglichen wirden.

3.1.5 Sonstige Artengruppen nach Anhang IV der FFH-  Richtlinie

Die Biotopausstattung des Plangebietes (artenarme Wiese als Weide genutzt) schlie3t aus,
dass besonders geschutzte Vertreter der Tierartengruppen Amphibien, Libellen, Tagfalter (z. B.
GrolRRer Feuerfalter, Wiesenknopf), die in Brandenburg vorkommen, im Plangebiet anzutreffen
bzw. von Beeintrachtigungen betroffen sind.

3.2. Europaische Vogelarten

Alle europaischen Vogelarten gelten als besonders geschutzte Arten. Schlisse auf das poten-
tielle Vorkommen von européischen Vogelarten kénnen aus der unmittelbaren Nahe des Plan-
gebietes zum Siedlungsraum sowie aus der Biotopausstattung gezogen werden. So ist die Wie-
senflache fir die Feldlerche als Bodenbriter durchaus geeignet, jedoch schrankt die Nutzung
als Pferdekoppel dieses Potential erheblich ein. FlUr Feldsperling, Blau- und Weidenmeise, die
zu den Hohlenbritern gehdren, stellt die Kopf-Weide einen von ihnen gern ausgewahiten Le-
bensraum dar. Die sonstigen im Plangebiet vorhandenen Baume (Birken) sind als Neststandor-
te fur freibritende Vogelarten bedingt geeignet. Dichte strauchartige Geholze, wie sie die Ge-
blUsch- und Freibriter bevorzugen, fehlen im Plangebiet.

Es konnten keine Nester im Plangebiet festgestellt werden. Die genaue Untersuchung der
Kopfweide auf Hohlennester wurde im Rahmen dieser Ersteinschatzung nicht vorgenommen.

Die nachfolgende Auflistung potentiell vorkommender Arten basiert auf den Ergebnissen der
Garten-Vogelzahlung des NABU aus dem Jahre 2013, Landkreis Havelland, und ist in der Rei-
henfolge der ermittelten Haufigkeit der ersten 20 Vogelarten aufgefihrt. Arten, fir die das Plan-
gebiet auf Grund der Biotopausstattung nicht in Frage kommt (z. B. Mauersegler, Buchfink,
Stockente) wurden nicht aufgefiihrt. Die Weidenmeise, Buntspecht und Kleiber, die neben
Blaumeise und Feldsperling zu den hoéhlenbritenden Arten zéhlen, sind der Auflistung ange-
flgt, ebenso wie die Feldlerche als bodenbritende Art.
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Tabelle 1: Potentielles Artenvorkommen Avifauna
Vogelart o Gefahrdung
© - O
. . 2383
Deutscher Wissenschaftlicher , £ o=
Name Name 2 |3 8 =333 %
2 % < % E w = =
Dol = [5} N =] [33
o sS4 % | |2B8% o 2
& T2l 2 | 2 32em 2 |28 3
2 | Haussperling Passer domesticus sh H,F 2a 3 §
3 | Amsel Turdus merula sh N,F 1 1 8
4 | Star Sturnus vulgaris sh H 2a 3 §
5 | Kohimeise Parus major sh H 2a 3 §
6 | Feldsperling Passer montanus sh H 2a 3 \Y Vv §
7 | Blaumeise Parus caerulus sh H 2a 3 §
8 | Elster Pica pica h F 2a 3 §
9 | Grunfink Carduelis chloris sh F 1 1 §
10 | Ringeltaube Columba palumbus sh F.N 1 1 §
11 | Rauchschwalbe Hirundo rustica sh N 1,3 2 3 \Y 8
12 | Mehlschwalbe Delichon urica sh F 3 2 V 8
13 | Nebelkrahe Corvus corone cornix h F 1 1 §
15 | Hausrotschwanz Phoenicurus h N 2a 3 §
ochruros
18 | Bachstelze Motacilla alba sh N,BH, 2a 3 §
19 | Eichelhaher Garrulus glandarius sh F 1 1 §
20 | Saatkrahe Corvus frugilegus mh F 3 2 2 §
27 | Buntspecht Dentrocopus major sh H 2a 3 §
29 | Kleiber Sitta europaea sh H 2a 3 8§
Weidenmeise Parus monatanus mh/ H 1 1 §
h
74 | Feldlerche Alauda arvensis sh B 1 1 3 3 §

Erlduterungen:

Rang: Reihenfolge nach NABU-Gartenvogelzahlung 2013, Landkreis Havelland

Haufigkeitsklasse: aus: Angaben zum Schutz der Fortpflanzungs- und Ruhestétten der in Brandenburg heimischen européischen

Vogelarten. Fassung vom 21. Oktober 2010.

sh:  sehr haufig: > 50.000 Brutpaare

h: haufig: 8.000-50.000 BP

mh: mittelhaufig: 800-8.000 BP

Neststandort: B = Boden-, F = Frei-, N= Nischen-, H = Hohlenbriiter

Nestschutz : als Fortpflanzungsstatte nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG geschiitzt

1= Nest oder sofern kein Nest gebaut wird - Nistplatz

2= i.d.R. System aus Haupt- und Wechselnest(ern); Beeintrachtigung (=Beschadigung oder Zerstérung eines Einzelnestes fuhrt
i.d.R. zur Beeintrachtigung der Fortpflanzungsstatte

2a = System mehrerer i.d.R. jéhrlich wechselnd genutzter Nester/Nistplatze; Beeintrachtigung eines o. mehrerer Einzelnester
auBerhalb der Brutzeit fihrt nicht zur Beeintrachtigung der Fortpflanzungsstatte

3= i.d.R. Brutkolonie; Beschadigung oder Zerstérung einer geringen Anzahl von Einzelnestern der Kolonie (<10%) aufRerhalb der
Brutzeit fuhrt i.d.R. zu keiner Beeintréachtigung der Fortpflanzungsstéatte

Schutz der Fortpflanzungsstatte nach § 44 Abs. 1 BN atSchG erlischt:

1= nach Beendigung der jeweiligen Brutperiode

2 = mitder Aufgabe der Fortpflanzungsstétte

3= mitder Aufgabe des Reviers

Rote Liste Brandenburg: RYSLAVY T., MADLOW W. (2008)

Rote Liste Deutschland: SUDBECK ET AL. (2007)

1 vom Aussterben bedroht

2 stark geféahrdet

3 gefahrdet

R Arten mit geografischer Restriktion

\ Art der Vorwarnliste

BArtSchvVO: Bundesartenschutzverordnung (2005); §: besonders geschutzt, §8:streng geschitzt

3.2.1 Artspezifische Vermeidungsmaflinahmen

Die Festsetzung zum Erhalt der Baumreihe sichert Ansitze, Nahrungsquelle und etwaige vor-
handene bzw. potentielle Nistplatze fir Vogel.
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Die Rodung der beiden Baume als potentielle Standorte fir Nester hat auRerhalb der Brutzeit-
und Nistzeiten (je nach Art von Oktober bis Februar) zu erfolgen.

Die Baufeldfreimachung, einschlieRlich Abriss der Uberdachung muss im Winterhalbjahr auRer-
halb der Brutzeit- und Nistzeiten durchgefihrt werden.

Vor der Féllung der beiden Baume und dem Abriss der Uberdachung ist eine Kontrolle auf
Fortpflanzungs- und Ruhestéatten erforderlich. Bei einem Nachweis von mehrjahrig genutzten
Brut- und Nistplatzen sind entsprechend der vorgefundenen Art MalRnahmen abzuleiten und vor
der Féllung bzw. Abriss umzusetzen (z. B. Anbringen von Nistk&sten). Die 6kologische Funktion
der vom Eingriff betroffenen Lebensstatten bleibt im rdumlichen Zusammenhang erhalten.

3.2.2 Einschatzung der Betroffenheit geméaR 8 44 Abs . 1 Nr. 1 und 2 BNatSchG

Prognose und Bewertung des Totungsverbote geméal 8 44 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. Abs. 5

BNatSchG:
Verletzung und Tétung von Tieren oder ihrer Entwicklungsformen im Zuge der Entnahme, Beschadigung, Zerstérung
von Fortpflanzungs- und Ruhestéatten

Ein Verbotstatbestand kann weitestgehend ausgeschlossen werden. Individuenverluste sind
nicht zu erwarten, da die Rodung von Baumen und die Baufeldfreimachung aufRerhalb der Brut-
zeit erfolgen werden.

Prognose und Bewertung des Stérungstatbestandes gemal 8§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG:
Erhebliches Storen von Tieren wahrend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und Wanderungs-
zeiten

Bei den mdglicherweise anzutreffenden Arten, handelt es sich um Arten, die an den menschli-
chen Siedlungsraum angepasst sind und haufig bis sehr haufig vorkommen. Mit dauerhaften
Stérungen, die zur Verschlechterung des Erhaltungszustandes flihren kdnnten, ist daher in kei-
ner Weise zu rechnen.

Zusammenfassende Feststellung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestande:
Ein Verbotstatbestand ist nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG bei Vogeln
nicht erfullt.

3.2.3 Einschatzung der Betroffenheit gemaR 8 44 Abs . 1 Nr. 3 BNatSchG

Prognose und Bewertung der Schadigungstatbestande gemafld 8 44 Abs. 1 Nr. 3i.V.m. Abs. 5
BNatSchG:

Entnahme, Beschéadigung, Zerstérung von Fortpflanzungs- und Ruhestatten

Um die Betroffenheit des potentielle Artenaufkommens hinsichtlich der Beschadigung und Zer-
storung von Fortpflanzungs- und Ruhestéatten abzuklaren, wird bei der Prifung unterschieden in
Vogelarten mit freistehenden Nestern, Hohlenbriitern und Bodenbritern.

Gebisch- und Freibriter

Zu den freibritenden Vogelarten gehdren Haussperling, Amsel, Elster, Grinfink, Ringeltaube,
Mehlschwalbe, Nebelkrdhe, Eichelhdher, Saatkréhe und Mdnchsgrasmiicke, die mdglicherwei-
se im Plangebiet vorkommen. Die genannten Arten bevorzugen fur ihren Nestbau Geblsche,
Holzstapel und ahnlich geeignete Elemente. Hier im Plangebiet stehen ihnen Baume und der
Unterstand als mogliche Nistplatze zur Verfiigung, die mehr oder weniger geeignet sind. Bei
Amsel, Grinfink, Ringeltaube, Eichelhdher und Monchsgrasmiicke erlischt der Schutz der
Fortpflanzungsstatte nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG nach Beendigung der Brutperiode. Bei
Haussperling und Elster fuhrt die Beschadigung oder Zerstdrung eines oder mehrerer Einzel-
nester i.d.R. nicht zur Beeintrachtigung der Fortpflanzungsstéatte. Saatkréhen briten i.d.R. in
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Kolonien und nutzen ihre Nester mehrjahrig. Nester der Saatkrahen kommen an den beiden
Baumen, die eventuell gerodet werden, definitiv nicht vor. Auch die Mehlschwalbe bilden i.d.R.
Brutkolonien. Werden sie im Unterstand angetroffen, miissen geeig  nete MaRRnhahmen vor
dem Abriss umgesetzt werden (z. B. Anbringen von Ni  stkasten, die fir Mehlschwalben
geeignet sind).

Fur diese Gilde ergeben sich somit keine Verbotstatbestdnde gema&R § 44 Abs. 1 Nr. 3
BNatSchG.

Hohlenbriter

Haussperling, Star, Kohlmeise, Blaumeise, Feldsperling, Buntspecht, Kleiber und Weidenmeise
sind Hohlenbriter. Bei der Weidenmeise erlischt der Schutz der Fortpflanzungsstétte nach Be-
endigung der Brutperiode. Bei allen anderen Arten, die i.d.R. Nester/Nistplatze jahrlich abwech-
selnd nutzen, fuhrt die Beschadigung oder Zerstérung eines oder mehrerer Einzelnester aul3er-
halb der Brutzeit nicht zur Beeintrachtigung der Fortpflanzungsstétte.

Im Rahmen der Ersteinschatzung war es nicht moglich, Hohlen in der Kopfweide auf Nistplatze
zu untersuchen. Wie bereits unter Punkt 3.2.1 ausgeflhrt, ist vor der Fallung der beiden Baume
eine Kontrolle auf Fortpflanzungs- und Ruhestétten erforderlich. Bei einem Nachweis von mehr-
jahrig genutzten Brut- und Nistplatzen sind entsprechend der vorgefundenen Art MalBhahmen
abzuleiten und vor der Fallung bzw. vor dem Abriss des Unterstandes umzusetzen (z. B. Anb-
ringen von Nistkasten). Die 6kologische Funktion der vom Eingriff betroffenen Lebensstéatten
bleibt somit im raumlichen Zusammenhang erhalten.

Fur diese Gilde ergeben sich somit keine Verbotstatbestdnde gem&R § 44 Abs. 1 Nr. 3
BNatSchG.

Bodenbriter

Bachstelze und Feldlerche kdénnten mdglicherweise ihre Nester im Bereich der Wiese bauen.
Die Bachstelze gehdrt zu jenen Arten, bei denen eine Beschadigung oder Zerstérung eines
oder mehrerer Einzelnester auf3erhalb der Brutzeit nicht zur Beeintrachtigung der Fortpflan-
zungsstatte fuhrt. Bei der Feldlerche erlischt der Nestschutz nach der Brutperiode.

Fur diese Gilde ergeben sich somit keine Verbotstatbestande gemanR § 44 Abs. 1 Nr. 3
BNatSchG.

Zusammenfassende Feststellung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbesténde:
Ein Verbotstatbestand ist nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG bei den mdglicherwei-
se vorkommenden Vogelarten nicht feststellbar.

4. Zusammenfassende Betrachtung

Die Artenschutzrechtliche Ersteinschatzung zum Beba uungsplan der Stadt Nauen ,Ehe-

maliger Festplatz® OT Wachow kommt zu dem Ergebnis, dass unter Bericksichtigung
nachfolgend aufgefiihrter Mal3hahmen keine Anhaltspun kte vorliegen, die bei der Ver-
wirklichung des Bebauungsplanes Verstt3e gegen ein Verbot nach 8§ 44 Abs. 1 i.V.m.

Abs. 5 BNatSchG erkennen lassen.

Bei dem Plangebiet handelt es sich um ein Vorhaben mit einer Grundflache, die unter 20.000
m2 liegt. Die Artenschutzrechtliche Ersteinschatzung dient der Verdachtsprufung, ob sich bei
der Umsetzung der Bebauungsplanung ein Verstol3 gegen ein Verbot nach § 44 Abs. 1
BNatSchG ergeben konnte. Es erfolgte eine Begehung am 11.06.2013. Aus deren Ergebnis
sind Schlisse auf das potentielle Artenaufkommen gezogen wurden. Als prifrelevant ergaben
sich die Tierartengruppen Flederméause und Vdgel.
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MalRnahmen zur Vermeidung/Verminderung von Verbotsta  tbestanden

. Festsetzungen zum Erhalt der Baumreihe (Birken)

. Baumrodung (maximal 2 Stiick) im Winterhalbjahr au3erhalb der Brutzeit (Oktober bis
Februar)

. Baufeldfreimachung einschliel3lich Abriss Unterstand im Winterhalbjahr au3erhalb der

Brutzeit (Oktober bis Februar)

. Vor der Fallung der Baume sind fachkundig eventuell vorkommende Hoéhlen auf Fleder-
mausquartiere und Nistplatze zu untersuchen. Bei einem Fund mehrjahrig genutzter
Nistplatze und/oder Quartiere sind vor der Fallung geeignete MalRnahmen zu ergreifen
(z. B. Nistkasten, Fledermauskasten). Die Untere Naturschutzbehdrde ist zur Kontrolle
der durchzufihrenden MaRnahmen heranzuziehen.

Weitere Hinweise und Empfehlungen

Die im Bebauungsplan festgesetzten MalRnahmen zur Pflanzung eines standortheimischen
Baumes oder Pflanzung von 50 m2 standortheimischer Straucher auf jedem Grundstiick sind
den im Siedlungsbereich vorkommenden frei- und gebischbritenden Vogelarten sehr dienlich.
Um die Artenvielfalt zu steigern, wird empfohlen auch Nisthilfen fir Hohlenbriter oder Mehl-
und Rauchschwalben aufzustellen bzw. anzubringen.

Vorschlage zur Parzellierung, die die Verfasser des Bebauungsplanes (Lahr-Eigen und Partner)
zusatzlich informativ erstellten, die aber nicht Teil der vorliegenden Unterlagen zum Verfahren
sind, zeigen, dass die Kopfweide und der Obstbaum anlagebedingt nicht gerodet werden mus-
sen. Es wird daher empfohlen, die beiden Baume, vorrangig die Kopfweide, zu erhalten.

Planungshiiro Garzex und Landschaft Seite 10 von 10
30.01.2014



	Begründung März 2014.pdf
	Artenschutz_Ersteinschätzung_2014_01_30.pdf

